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1 Einführung 

Das erste internationale Übereinkommen über den Eisenbahnverkehr stammt aus dem Jahr 1890 und 
sein Geltungsbeginn, als „Berner Konvention“ für zunächst neun Staaten, geht auf den 01.01.1893 
zurück. Im Rahmen mehrerer Revisionsverfahren hat sich ein Vertragswerk mit einer grundlegend 
neuen Struktur entwickelt. Dieses ist als „Übereinkommen über den internationalen Eisenbahnverkehr 
(COTIF)“ am 1. Mai 1985 in Kraft gesetzt worden. In der Folge haben sich die nachstehend angeführ-
ten 50 Staaten in der „Zwischenstaatlichen Organisation für den internationalen Eisenbahnverkehr 
(OTIF)“ zusammengeschlossen: 

Albanien, Algerien, Armenien, Aserbaidschan, Belgien, Bosnien-Herzegowina, Bulgarien, 
Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, 
Großbritannien, Irak**, Iran, Irland, Italien, Jordanien***, Kroatien, Lettland, Libanon**, 
Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Marokko, Mazedonien, Monaco, Montenegro, 
Niederlande, Norwegen, Österreich, Pakistan, Polen, Portugal, Rumänien, Russland*, 
Schweden, Schweiz, Serbien, Slowakei, Slowenien, Spanien, Syrien**, Tschechische 
Republik, Tunesien, Türkei, Ukraine* und Ungarn  

* Die Ukraine nimmt gegenwärtig mit den Strecken der Spurweite 1435 mm am Überein-
kommen teil. Russland hat die den Fährterminal Baltijsk und die Strecke nach Ust-Luga der 
CIM unterstellt, um den Warenverkehr mit Sassnitz zu vereinfachen, Die RZD werden jedoch 
die Anwendung der CIM schrittweise erweitern.  

** Die Mitgliedschaft in der OTIF ist derzeit für diese Staaten ausgesetzt Malta und Zypern 
verfügen über keine Eisenbahninfrastruktur. 

*** Assoziiertes Mitglied 

Die Europäische Union (EU) ist als regionale wirtschaftliche Organisation der OTIF beigetreten und 
wird somit in Fragen, welche die EU-Verkehrspolitik tangieren, künftig mit einer Stimme sprechen. 

Die fortschreitende Liberalisierung im Eisenbahnbereich und die damit verbundene Trennung von 
Betrieb und Infrastruktur haben zu einer grundlegenden Revision des COTIF geführt. In deren Ergeb-
nis ist das in Vilnius/Litauen verabschiedete Protokoll vom 3. Juni 1999, nach dem Erreichen der dazu 
erforderlichen Mindestanzahl von 27 Ratifikationen, zum 1. Juli 2006 in Kraft getreten. In diesem 
Zusammenhang hat sich die gegenständliche Publikation die Aufgabe gestellt, über die damit gegebe-
nen umfangreichen Neuerungen und deren Aktualisierung in einer übersichtlichen Form zu informie-
ren. Folgende Staaten haben bisher das Protokoll 1999 ratifiziert, oder sind ihm beigetreten: 

Albanien, Algerien, Armenien, Aserbaidschan, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Däne-
mark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Großbritannien, Iran, 
Irland, Italien, Jordanien, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Marokko, Mazedo-
nien, Monaco, Montenegro, Niederlande, Norwegen, Österreich, Pakistan, Polen, Portugal, Rumänien, 
Schweden, Schweiz, Serbien, Slowakei, Slowenien, Spanien, Syrien, Tschechische Republik, 
Tunesien, Türkei, Ukraine und Ungarn.   
 

Für die nachstehenden Staaten steht eine Ratifikation noch aus: Irak und Libanon. 
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2 Übersicht der am COTIF beteiligten Staaten 
 
Hier sind die Teilnehmerstaaten am „Übereinkommen über die internationale Eisenbahnbeförderung“ 
in der Fassung des Protokolls von Vilnius dargestellt, ebenso jene Länder, die das Übereinkommen 
noch nicht ratifiziert haben oder in denen dieses ausgesetzt ist

 

 

 
 

 

 
Abbildung 1: Mitgliedsstaaten der OTIF  
 
 
 

2.1 Vorbehalte sowie deren Rücknahme zum „Übereinkommen über 
den internationalen Eisenbahnverkehr: (COTIF)“ 

 
Eine Übersicht über die Anwendung des COTIF, herausgegeben vom CIT (Internationales Eisen-
bahntransportkomitee), sowie der Inkraftsetzungszeitraum und die Rücknahme der Vorbehalte (Artikel 
42 § 1) findet sich als Anlage 2 zu diesen Ausführungen. Nachstehende Staaten haben den Vorbehalt 
nach Artikel 42 § 1 COTIF getroffen und erklärt, dass sie die Einheitlichen Rechtsvorschriften CUI 
(Nutzung der Infrastruktur) und/oder jene der ATMF und APTU in ihrer Gesamtheit nicht anwenden. 
Sie werden den Zeitpunkt der Rücknahme der erklärten Vorbehalte der OTIF gegenüber angeben: 
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- Russland, Pakistan, Georgien, Aserbaidschan und das Vereinigtes Königreich.  
- Estland ist der OTIF mit Wirksamkeit vom 1.1.2009 beitreten und wird das COTIF  

mit der obigen Ausnahme lediglich auf der Strecke Talinn - Tapa - Valga anwenden. 
- Georgien und Aserbaidschan werden darüber hinaus auch die CUV nicht anwenden,  

Russland und Pakistan werden CIV, RID und CUV nicht anwenden. 
 

2.2 Ausnahmen zum Anwendungsbereich der CIV/CIM: 

Hinsichtlich derselben hat die Ukraine erklärt, dass sie die Einheitlichen Rechtsvorschriften CIV 
sowie CIM lediglich auf den folgenden Strecken anwendet: 

Halmeu / Dyakovo - Batyovo - Chop / Cierna nad Tisou und Chop / Zahony (112 km), 
Epereszke / Batyovo - Mukacheve (34 km), Medyka / Mostiska II - Mostiska I (13 km), 
Dorohusk / Yagodin - Kovel (66 km), Domesti / Vadul - Siret (7 km), Uzghorod - Chop 
(22 km) sowie Anlegestelle des Fährhafens Illichivsk bis Fährhafen Illichivsk Paromna  
(7 km) 

Russland wendet das COTIF lediglich auf den Strecken der Eisenbahninfrastruktur von der 
Anlegestelle des Fährterminals Baltijsk bis zum Hafenbahnhof Baltijsk (2,84 km) und von der 
Anlegestelle des Fährterminals Ust-Luga bis zum Hafenbahnhof Luzhskaja, jedoch ohne CIV, RID, 
CUV, CUI, APTU und AMTF an.  

 

2.3 Zu beachtende Änderungen zum COTIF: 
 
- Es wurden dem Übereinkommen weitere Anhänge hinzugefügt (��� �  Kapitel „Anhänge zum COTIF“) 
- Durch das Abschaffen des Systems der eingetragenen Linien wurde der Anwendungsbereich des 

Abkommens erweitert und das Finanzierungssystem der OTIF geändert. 
- Nunmehr ist auch regionalen Organisationen (z.B. der Europäischen Union) der Beitritt zum 

Übereinkommen ermöglicht. Dieser ist bereits erfolgt. 
- Der Beförderungsvertrag ist ein Konsensualvertrag, anstelle wie bisher ein Formal- und Real-

vertrag. Das bedeutet, dass eine übereinstimmende Willenserklärung zum Vertragsschluss führt 
und nicht wie bisher die Übernahme des Gutes mit dem Frachtbrief. Der Frachtbrief hat dadurch 
lediglich eine Beweisfunktion. 

- Das Aufheben der Beförderungs- und Tarifpflicht soll im Wesentlichen zu mehr Vertragsfreiheit 
führen. Aufgrund der erfolgten Änderung wird auf bedingungsweise Beförderungen und 
Ausschlüsse verzichtet. 

- Weniger Einzelregelungen schaffen Raum für flexiblere und damit günstigere Absprachen 
zwischen den Vertragsparteien. Diese sollen in entsprechenden „Kundenabkommen“ zur 
Vereinbarung gelangen (z.B. Beförderungsweg, Lieferfristen, Frachtzuschläge, Umfang der 
Haftung und Höhe der Entschädigung). 
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- Neue Zusammenarbeitsformen der Beförderer führen zu einer Abkehr von der obligatorischen 
Haftungsgemeinschaft. Diese ist zwar weiterhin möglich, aber nicht zwingend. 

- Der Beförderer haftet nunmehr auch für Schäden aufgrund mangelhafter Eisenbahninfrastruktur. 
Der Infrastrukturbetreiber gilt nach den Bestimmungen der ER CIM als Erfüllungsgehilfe des 
Beförderers. 

2.4 Anhänge zum Übereinkommen 

Das COTIF in der Fassung von 1980 war mit zwei Anhängen versehen. Dies zum einen die „Einheit-
lichen Rechtsvorschriften für den Vertrag über die internationale Eisenbahnbeförderung von Personen 
und Gepäck (ER CIV)“ und zum anderen die „Einheitlichen Rechtsvorschriften für den Vertrag über 
die internationale Eisenbahnbeförderung von Gütern (ER CIM)“. Den letzterwähnten ER CIM 1980 
waren weitere 4 nachstehend dargestellte Anlagen zugeordnet. 

 

 

 

 

 

 
 
 
Abbildung 2: Struktur des COTIF 1980 

Der Anwendungsbereich des zum 1.7.2006 in Kraft gesetzten COTIF 1999 wurde unter anderem da-
hingehend ausgeweitet, dass dieses nunmehr 7 Anhänge umfasst. Hier werden neben dem Personen- 
und Güterverkehr, auch Probleme der Infrastrukturnutzung sowie Wagenverwendung im internationa-
len Eisenbahnverkehr geregelt. Überdies findet die Zulassung und Normung von Eisenbahnmaterial 
ihre Festsetzung. Die Übersicht auf der nächsten Seite soll dies veranschaulichen. 
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Abbildung 3: Das neue COTIF und seine Anhänge (in Anlehnung an OTIF) 
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3 Die „Einheitlichen Rechtsvorschriften (ER)“  

3.1 Einheitliche Rechtsvorschriften CIV 

Die ER CIV1 regeln die grenzüberschreitende Eisenbahnbeförderung von Personen. Voraussetzung zu 
deren Anwendung ist, dass Abgangs- und Bestimmungsort in zwei verschiedenen Staaten liegen. 

Die Neuerungen im Bereich der CIV zielen vor allem auf eine Verbesserung des Kundenschutzes ab. 
So wird bei der Regelung der Haftung für Tod oder Körperverletzung eines Reisenden, trotz wesentli-
cher Anhebung des Haftungsbetrages, auch weiterhin auf Landesrecht verwiesen. Damit ist gewähr-
leistet, dass in Fällen, in denen ein Staat einem Reisenden einen weiterreichenden Schutz gewährt, 
diese Regelungen, wenn sie zu dem auf den Vertrag anzuwendenden Recht zählen, tatsächlich Geltung 
finden. Weitere Fortschritte sind vor allem bei folgenden Bestimmungen zu verzeichnen: Die Haf-
tungsgrenzen für Verlust oder Beschädigung von Reisegepäck werden verdoppelt (Artikel 30, 31, 41, 
43 und 46). Auf den Haftungsbefreiungsgrund „ungewöhnliches Verhalten des Reisenden“ wird ver-
zichtet (Artikel 26) und jener des „Verhalten eines Dritten“ erfährt eine Einschränkung. Auch gilt eine 
entsprechende Haftung bei Nichteinhaltung des Fahrplans (Artikel 32) und überdies ist es dem Be-
förderer erlaubt, von den gesetzlichen Grundlagen abzuweichen, um seine Haftung und seine Ver-
pflichtungen gegenüber dem Berechtigten zu erweitern (Artikel 5 letzter Satz). 

Im Interesse einer besseren Übersichtlichkeit wurden die ER CIV neu strukturiert. Daneben sind auch 
die von der EU für deren Mitgliedstaaten zur Einführung gelangten „Fahrgastrechte“ zu beachten. 

  

3.2 Einheitliche Rechtsvorschriften CIM 

Diese Einheitlichen Rechtsvorschriften sind für alle internationalen Eisenbahnbeförderungen von Gü-
tern anzuwenden, sofern Ort der Übernahme und Ort der Übergabe in verschiedenen Staaten liegen. Es 
ist ausreichend, wenn nur ein Mitgliedstaat hieran beteiligt ist. In diesem Falle bedarf es lediglich der 
Vereinbarung, dass die ER CIM Anwendung finden sollen. 

3.2.1 Wesentliche Aspekte: 

-  Die ER CIM sind zwingend auf grenzüberschreitende Beförderungen anzuwenden, wenn Ab-
gangs- und Bestimmungsort in einem Vertragsstaat des COTIF 1 liegen. Nunmehr ist auch ei-
ne vertragliche Anwendung der Bestimmungen möglich, wenn nur ein Mitgliedstaat an der 
Beförderung beteiligt ist. 

                                                      
1 Es sind jeweils die neuen Bestimmungen gemeint. Um Irrtümer auszuschließen werden die alten Regelungen 
als COTIF 1980, CIV 1980 bzw. CIM 1980 bezeichnet 
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- Prinzipiell ist die Geltung des neuen COTIF unabhängig von eingetragenen CIM-Linien. Das 
Liniensystem findet allerdings weiterhin Anwendung bei Beförderungen, die in Ergänzung 
zum Schienentransport eine Beförderung zur See oder grenzüberschreitend auf Binnen-
gewässern einbeziehen. Für diese Ausnahmefälle müssen CIM-Linien festgelegt werden. 

- Am oben beschriebenen Ausnahmefall ist erkennbar, dass auch multimodale Beförderungen 
nach den Bestimmungen der ER CIM durchgeführt werden, sofern der Hauptanteil des Trans-
ports auf der Schiene erfolgt. Voraussetzung ist, dass die Beförderung Bestandteil eines einzi-
gen Vertrages ist. Dieser Möglichkeit trägt der „CIM-Frachtbrief Kombinierter Verkehr“ 
Rechnung. 

- Die zwingende Maßgabe der ER CIM wurde dahingehend gelockert, dass nunmehr der Beför-
derer abweichende Bedingungen zugunsten des Kunden vereinbaren kann. 

- Das Aufheben der obligatorischen Beförderungsgemeinschaft schafft den „ausführenden Be-
förderer“ als Rechtsinstitut. Dieser hat keine vertraglichen Beziehungen mit dem Absender 
oder Empfänger. Da er nicht in den Beförderungsvertrag eintritt, haftet er lediglich für die von 
ihm tatsächlich durchgeführte Beförderung (Teilstrecke) und nicht wie ein vertraglicher Be-
förderer solidarisch für die gesamte Strecke. 

- Durch den Wegfall der Beförderungs- und Tarifpflicht ist es Aufgabe der Eisenbahnverkehrs-
unternehmen (EVU) dafür Sorge zu tragen, dass die gesamte Beförderung durchgeführt wer-
den kann. Hier sind vertragliche Vereinbarungen eine Notwendigkeit. 

Um eine Grundlage für diesbezügliche Absprachen zu schaffen, wurden die Handbücher „CIM-
Frachtbrief, „CIM-Frachtbrief Kombinierter Verkehr“ und „Wagenbrief“ sowie das „Handbuch Gü-
terverkehr“ als Produkte des CIT entwickelt. Neben den vorerwähnten Arbeitsbehelfen sind diverse 
„Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB)“ als Grundlagen für abzuschließende Verträge ausgearbei-
tet worden. 

Die „Allgemeinen Beförderungsbedingungen (ABB-CIM)“ sind wesentlich für Vereinbarungen mit 
dem Kunden. Die wichtigsten Arbeitsmaterialien werden in den nächsten Abschnitten erläutert. 

 

3.2.2 Wichtige Haftungsbestimmungen der ER CIM: 

- Der Beförderer haftet für den Schaden, der durch gänzlichen oder teilweisen Verlust oder 
durch Beschädigung des Gutes sowie durch Überschreitung der Lieferfrist entsteht. 

- Grundsätzlich haftet der Beförderer von der Übernahme des Gutes bis zu dessen Ablieferung. 
Dabei ist es unerheblich, welche Infrastruktur benutzt wird. 

- Folglich gilt nach den ER CIM der Infrastrukturbetreiber als Erfüllungsgehilfe des Beförde-
rers (��� �  Personen, für die der Beförderer haftet (Art. 40 CIM)). 
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- Entsprechend den früheren Bestimmungen sind Haftungsbefreiungsgründe vorgesehen. Zum 
einen kann der Beförderer nicht zur Verantwortung gezogen werden, „…soweit der Verlust, 
die Beschädigung oder die Überschreitung der Lieferfrist durch ein Verschulden des Berech-
tigten, eine nicht vom Beförderer verschuldete Anweisung des Berechtigten, besondere Män-
gel des Gutes … oder durch Umstände verursacht worden ist, welche der Beförderer nicht 
vermeiden und deren Folgen er nicht abwenden konnte“. Der Beförderer ist außerdem von der 
Haftung befreit, soweit der Verlust oder die Beschädigung auf eine besondere Gefahr, die auf-
grund einer der in Art. 23 § 3 lit. a bis g CIM aufgeführten Tatsachen vorliegt, zurückzuführen 
ist. 

Die Bestimmungen entsprechen im Wesentlichen der CIM 1980. Allerdings wurde klarge-
stellt, dass auch eine anteilsmäßige Haftung des Beförderers in Betracht kommt. Weiterhin 
haben die Regelungen bezüglich der Haftung bei Verladen auf offene Wagen eine Neufassung 
erfahren. Insbesondere wurde die Beförderung in offenen Wagen detaillierter definiert. So 
gelten nunmehr Güter, die in intermodalen Transporteinheiten bzw. Straßenfahrzeugen auf of-
fenen Eisenbahnwagen transportiert werden, nicht als in offenen Wagen befördert. Diese Be-
stimmung wurde in Ausweitung der früher geltenden DCU und im Hinblick auf die zuneh-
mende Bedeutung des kombinierten Verkehrs geschaffen. 

- Die CIM regelt ebenfalls die Haftungsbedingungen für die Beförderung von Eisenbahnfahr-
zeugen. Voraussetzung für die Anwendbarkeit ist, dass die Eisenbahnfahrzeuge Gegenstand 
eines Beförderungsvertrages sind. Werden sie allerdings lediglich als Beförderungsmittel ver-
wendet, ist das nunmehr geltende Wagenrecht (��� �  ER CUV) sowie mit diesem der 
„Allgemeine Vertrag über die Verwendung von Güterwagen im internationalen 
Eisenbahnverkehr (AVV)“ zu beachten. 

- Nach der CIM sind drei Varianten einer Beförderung denkbar: 
 

(1) Der Beförderer, der das Gut übernimmt führt die gesamte Beförderung durch. Hier liegt 
eine durchgängige Verantwortlichkeit des vertraglichen Beförderers vor. 

(2) Der Beförderer, der das Gut übernimmt führt nicht die gesamte Beförderung selbst durch, 
sondern bedient sich aufeinander folgender Beförderer. 

Alternative (a): Der nachfolgende Beförderer tritt in den Beförderungsvertrag ein. Durch 
den Wegfall der obligatorischen Beförderungs- und Haftungsgemeinschaft ist hier-
für ein Vertrag zwischen den Beförderern notwenig. Alle Beförderer, die Parteien 
des Beförderungsvertrages sind haften solidarisch für die gesamte Strecke. 

Alternative (b): Der Beförderer bedient sich so genannter „ausführender Beförderer“. Die-
se treten nicht in das Vertragsverhältnis mit dem Kunden ein und haften demnach 
nicht solidarisch für die gesamte Strecke, sondern nur für den von ihnen durchge-
führten Anteil. Der vertragliche Beförderer haftet für die gesamte Strecke vorbehalt-
lich des Rückgriffs gegen die Unterfrachtführer. 
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- Die Beweislastregelungen stimmen mit denen der CIM 1980 überein. 

- Die Entschädigungsregelungen wurden beibehalten. Eine Erhöhung der Entschädigungsgren-
zen ist durch die Angabe des Wertes oder des Interesses an der Lieferung möglich. 

- Die Bestimmungen bezüglich des Verlustes des Rechts auf Haftungsbeschränkung orientieren 
sich ebenfalls an den ER CIM 1980, allerdings in deren Fassung von 1996 (siehe hierzu Zeit-
schrift für den internationalen Eisenbahnverkehr, Bern, Folge 3/2009, Seiten 43 ff.) 

- Für den Eisenbahn-Seeverkehr wurden die zusätzlichen Haftungsbefreiungsgründe an die 
Hamburger Regeln angenähert. Neben dem Befreiungsgrund „Verladung des Gutes auf Deck“ 
sind nur mehr die Befreiungsgründe „Feuer“ und „Rettung oder versuchte Rettung von Leben 
oder Eigentum zur See“ sowie „Gefahren oder Unfälle der See“ enthalten. Auf den 
Haftungsbefreiungsgrund „Nautisches Verschulden“ wird verzichtet. 

- Der Beförderer ist verantwortlich für seine Bediensteten und für alle anderen Personen, deren 
er sich bei der Durchführung der Beförderung bedient, sofern diese in Ausübung ihrer Ver-
richtungen handeln. Des Weiteren haftet er für den Infrastrukturbetreiber. 

Um auftretende Probleme bei der Anwendung des COTIF 1999 möglichst auszuschließen o-
der zumindest einzugrenzen, war das CIT bestrebt von seinen Mitgliedern Erklärungen über 
die vertragliche Annahme und damit Anwendung der „Einheitlichen Rechtsvorschriften CIM“ 
einzuholen. Damit erfolgt eine Einbeziehung jener EVU, deren Staaten noch keine 
Ratifikation des COTIF vorgenommen haben. Derartige Erklärungen wurden bisher von 
nachstehenden sowie weiteren international tätigen Eisenbahnverkehrsunternehmungen 
abgegeben: 

B-Cargo, BDZ, BLS, Bulgarian Railway Company SC (BRCAD), CargoNet AS, CD 
Cargo, CFARYM, CFL, CFR MARFA, CP, Del Fungo Giera Servizi Ferroviari, Dil-
len & Le Jeune Cargo S..A., EWS International, GFR S.A., Green Cargo,AB, Gy-
SEV/ROeEE, Häfen und Güterverkehr Köln AG, HZ, LDZ, LG, MAV Cargo AG, 
NORDCARGO srl., OSE, PKP S.A., Railion Danmark A/S, Railion Deutschland, 
Railion Italia, Railion Nederland, RCA AG, RENFE, SBB/CFF/FFS, Servtrans Invest 
S.A., SNCF Fret, SZ, Trenitalia S.p.A., VR, ZCG, ZFBH, ZRS, ZS, ZSSK Cargo. 

Die mit dieser Annnahmeerklärung begründete Vertragsvereinbarung bezieht sich ausschließ-
lich auf die Beförderung, nicht jedoch gegenüber dem Betreiber der Infrastruktur, Sofern mit 
diesem nicht ein gesonderter Vertrag über die Infrastrukturnutzung besteht, gilt Landesrecht. 
In diesem Zusammenhang ist auf die von einzelnen Staaten getroffenen Vorbehalte zum CO-
TIF 1999 zu achten. Mit dem Entfall der derzeit vorgesehenen Vorbehalte wird eine klare 
Rechtslage Realität (Dokumente Revisionsausschuss 2009). 
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3.3 Ordnung für die internationale Beförderung gefährlicher Güter 
(RID) 

Der Anhang C zum Übereinkommen „Ordnung für die internationale Beförderung gefährlicher Güter“ 
enthält die Bestimmungen hinsichtlich von Gefahrgut. Ein wesentliches Problem bisher war, dass das 
RID als Anlage zu den ER CIM nur zur Anwendung kam, wenn eine CIM-Beförderung vorlag. Dem-
nach war die Gültigkeit auf die eingetragenen CIM-Linien beschränkt. 

Sicherheitsbestimmungen, die dem Schutz von Menschen, Umwelt und Gütern dienen, müssen aber 
von solchen formalen Einschränkungen unabhängig anwendbar sein. Innerhalb der EU wurde dieses 
Hindernis schon 1996 beseitigt. Die Anwendung erfolgte von da an unabhängig vom CIM-
Beförderungsvertrag und unabhängig vom verwendeten Beförderungsdokument. Da das RID von nun 
an als eigenständiger Anhang zum COTIF existiert, ist das Vorliegen einer CIM-Beförderung auch für 
die restlichen OTIF-Staaten nicht länger Voraussetzung. Weiterhin erforderlich ist es, dass die Beför-
derung das Gebiet mindestens zweier Mitgliedstaaten betrifft. 

Neben dem eigentlichen Beförderungsvorgang schließt der Geltungsbereich auch alle mit der sicheren 
Beförderung verbundenen Tätigkeiten ein, insbesondere das Ein- und Ausladen der gefährlichen 
Güter. Der Begriff der „Beförderung“ wird in der Anlage zum RID im Sinne einer „Ortsveränderung“ 
näher erläutert. 

 

3.4 Einheitliche Rechtsvorschriften CUV 

Diese „Einheitlichen Rechtsvorschriften für Verträge über die Verwendung von Wagen im internatio-
nalen Eisenbahnverkehr (CUV)“ regeln die Nutzung von Eisenbahnwagen als Beförderungsmittel zur 
Durchführung von CIM- und CIV-Beförderungen. 

Die „Ordnung für die internationale Eisenbahnbeförderung von Privatwagen (RIP)“, Anlage zur CIM 
1980, wird durch die ER CUV ersetzt. Anstelle des im RIP geregelten Rechts der Verwendung von 
Privatwagen im internationalen Verkehr tritt ein allgemeines Wagenrecht. Mit diesem wird auf die 
Unterscheidung zwischen bahneigenen und im Privatbesitz befindlichen Wagen verzichtet. Damit 
gelangt anstelle des bisherigen „Einstellungsvertrages“ der „Allgemeine Wagenverwendungsvertrag 
(AVV)“ als Gegenstand der ER-CUV zur Anwendung. Wesentlich dazu sind die Haftungsfragen. 

Charakteristisch für den Verwendungsvertrag und bedeutsam für seine Abgrenzung vom Beförde-
rungsvertrag ist die Zweckbestimmung des Wagens, das heißt seine Verwendung als Beförderungsmit-
tel und nicht als zu beförderndes Gut. 
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3.4.1 Hinweise zur Haftung 

- Die Haftungsregelungen orientieren sich an den RIP-Bestimmungen. Das EVU haftet demnach 
für Schäden durch Verlust oder Beschädigung des überlassenen Wagens. Außer es kann be-
weisen, dass der Schaden nicht durch sein Verschulden eingetreten ist. 

- Es sind keine Haftungshöchstgrenzen vorgesehen. Allerdings erfolgt eine Beschränkung der 
Entschädigung auf den gemeinen Wert des Wagens oder seiner Bestandteile bzw. auf die In-
standsetzungskosten. 

- Die Parteien können abweichende Vereinbarungen bezüglich der Haftung treffen. 

- Die Haftungsbeschränkung ist ausgeschlossen wenn der Schaden auf Vorsatz oder grobe Fahr-
lässigkeit des EVU in der Umschreibung des Artikels 36 CIM zurückzuführen ist. 

- Für Schäden die durch einen Wagen verursacht werden, haftet derjenige, der den Wagen zur 
Verfügung gestellt hat, sofern ihn ein Verschulden trifft. Durch die Parteien können abwei-
chende Vereinbarungen getroffen werden. 

- Der Tatbestand der Subrogation liegt vor, wenn ein EVU den Wagen anderen EVU zur Ver-
fügung stellen darf. Dieses darauf folgende EVU wird nicht zur Vertragspartei des Wagenhal-
ters. Ziel ist somit, dass im Schadensfall nur eine Person dem Halter gegenüber als Schuldner 
in Frage kommt. Mit Zustimmung des Halters kann demnach vereinbart werden, dass 

 

a) das EVU hinsichtlich der Haftung für Verlust und Beschädigung an die Stelle der darauf 
folgenden EVU tritt (vorbehaltlich der Rückgriffsrechte) 

b) nur der Halter gegenüber dem darauf folgenden EVU für durch den Wagen verursachte 
Schäden haftet. Gleichzeitig ist aber nur das EVU (Vertragspartner des Halters) berechtigt 
Ansprüche der anderen EVU geltend zu machen. 

Die Subrogation bedarf der Vereinbarung durch die Vertragspartner des Verwendungsvertra-
ges. 

Die Parteien können hinsichtlich einer Vielzahl anderer Aspekte gegenüber den ER CUV abweichende 
(günstigere) Vereinbarungen treffen. 

Der große Gestaltungsspielraum verlangt nach einem Arbeitsinstrumentarium. Hier ist ein Multilate-
ralvertrag vorgesehen (��� �  vgl. Kapitel „ Allgemeiner Vertrag über die Verwendung von Güterwagen im 
internationalen Verkehr (AVV)“). 
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3.5 Einheitliche Rechtsvorschriften CUI 

Die „Einheitlichen Rechtsvorschriften für den Vertrag über die Nutzung der Infrastruktur im 
internationalen Eisenbahnverkehr (CUI)“ enthalten Bestimmungen über den Nutzungsvertrag von 
Eisenbahninfrastruktur für die Durchführung von CIM- und CIV-Beförderungen.. Hier finden die 
Beziehungen zwischen dem Betreiber, welcher die Eisenbahninfrastruktur bereitstellt, und dem 
Beförderer, welcher entsprechend den ER CIM oder ER CIV Beförderungen durchführt, eine 
Festlegung. 

Die Infrastrukturnutzung ist ein neuer Rechtsbereich im COTIF, der aufgrund der Trennung von Netz 
und Betrieb erforderlich wurde. Es sind daher noch kaum Erfahrungen mit der Materie - in Theorie 
und Praxis - vorhanden. 

Von besonderer Wichtigkeit in diesem Zusammenhang ist der Umstand, dass seitens mehrerer Staaten 
Vorbehalte zum COTIF 1999 bei dessen Ratifikation oder später gesetzt wurden. Diese beziehen sich - 
wie an anderer Stelle bereits erwähnt - neben der Nichtanwendung von APTU und AMTF auch auf 
jene der ER CUI, womit entweder anwendbares Vertragsrecht oder Landesrecht gilt. Um einen entste-
henden rechtsfreien Raum zu vermeiden, sollten generell Vertragsvereinbarungen hinsichtlich der 
Nutzung der Infrastruktur abgeschlossen werden. 

Aktueller Stand von Vorbehalten bzw. deren Geltungsbereich ist in Anlage 2 zu ersehen. 

Mit der Revision von 2009 wurden jene Bestimmungen geändert, die zu den Vorbehalten geführt 
haben. Nunmehr sind die oben angeführten Staaten verhalten, die Vorbehalte sukzessive zu-
rückzunehmen. Hiefür genügt eine zum Einlegen des Vorbehalts analoge Mitteilung an den 
Generalsekretär der OTIF. 

Seitens der befassten Organisationen (RailNetEurope (RNE)2, und CIT) können nunmehr konkrete 
Vertragsgrundlagen zur Standardisierung der Problematik abgeschlossen werden. (��� � vgl. Kapitel AGB 
I). Hierbei handelt es sich um die European GTC, bei denen eine Fassung in die gebräuchlichen 
Eisenbahnsprachen (Französisch und Deutsch) aussteht.  

Diese AGB werden Bestandteil des Nutzungsvertrages, der gemäß ER CUI geschlossen wird. Mehrere 
Nutzungsverträge zwischen zwei Vertragsparteien können auch in einem Rahmenvertrag 
zusammengefasst werden. 
 

                                                      

2 RNE ist ein neu gegründeter Verband, mit dem Ziel, die Infrastrukturbetreiber/-manager unter einem Dach zu-
sammenzufassen und grenzüberschreitende Infrastrukturnutzung aus einer Hand anzubieten. 
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Abbildung 4: Infrastrukturverträge in Anlehnung an Leimgruber 

Die „European General Terms and Conditions of Use of the Railway Infrastructure“, deren 
Übersetzung in Französisch und Deutsch noch erforderlich ist, übernehmen die Grundsätze der ER 
CUI zur Regelung der Haftungsfragen bei Unfällen und können sowohl für den nationalen wie dem 
internationalen Verkehr angewendet werden. Ihre Anwendung ist allerdings den Parteien der 
Infrastrukturnutzungsverträge freigestellt. Die European GTC können einen Teil der Rechtsunsicher-
heit beseitigen, die derzeit noch durch die Nichtanwendung der ER CUI durch mehrere Mitglied-
staaten der OTIF gegeben sind. 

Außerdem sind noch Vereinbarungen und Zuweisungen im EU-Recht vorgesehen. 

Von maßgeblicher Bedeutung für die Vertragsbeziehungen zwischen Beförderer und Betreiber sind 
die Haftungsregelungen der ER CUI. Der Beförderer haftet dem Kunden gegenüber für den Betreiber, 
da nach den ER CIM der Infrastrukturbetreiber als Erfüllungsgehilfe des Beförderers gilt. Inwieweit 
der Betreiber dem Beförderer gegenüber haftet, ist eine Frage des Innenverhältnisses. 

Gemäß der CUI haften Beförderer und Betreiber gegenseitig für alle Personen- und Sachschäden so-
wie der Infrastrukturbetreiber für Vermögensschäden, für die der Beförderer gegenüber dem Kunden 
nach den ER CIM einzutreten hat. 

Bezüglich einiger Aspekte der Haftungsregelungen können abweichende Vereinbarungen getroffen 
werden 
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3.6 Einheitliche Rechtsvorschriften APTU 

Die „Einheitlichen Rechtsvorschriften für die Verbindlicherklärung technischer Normen und für die 
Annahme einheitlicher technischer Vorschriften für Eisenbahnmaterial, das zur Verwendung im inter-
nationalen Verkehr bestimmt ist (APTU)“ sind - abgesehen von den Anlagen - eine Verfahrensrege-
lung. Das bedeutet, dass die wesentliche Aufgabe darin besteht, vorzuschreiben wie die von Institutio-
nen ausgearbeiteten technischen Vorschriften für rechtsverbindlich zu erklären und in die Anlagen zu 
den ER APTU zu integrieren sind. 

Die in die Anlagen aufgenommenen Normen und Vorschriften stellen die Grundlage für den Bau und 
die Verwendung von Eisenbahnmaterial dar. Des Weiteren haben sie Auswirkungen auf das Zulas-
sungsverfahren von Eisenbahnmaterial (��� �  ER ATMF). 

Durch die geregelten Mindestanforderungen an Fahrzeuge und sonstiges Eisenbahnmaterial werden 
die nötigen Voraussetzungen für eine einheitliche Regelung des Zulassungsverfahrens, welches von 
den jeweiligen Behörden der Mitgliedsstaaten durchzuführen ist, geschaffen. Die erteilte Zulassung 
wird dann durch die einheitlichen Bestimmungen in allen OTIF-Staaten anerkannt. 

Der weitgesteckte Anwendungsbereich umfasst technische Normen und einheitliche technische Vor-
schriften (��� � Artikel 8 ER APTU) nicht nur für Eisenbahnfahrzeuge, deren Ausrüstungsgegenstände 
und Teile, sondern auch für die Infrastruktur, die Sicherungs- und Betriebsleitsysteme sowie 
Eisenbahnmaterial ganz allgemein, soweit diese im internationalen Verkehr verwendet werden (die 
Aufzählung der technischen Anlagen in). Wobei hier mit „internationalem Verkehr“ das Verkehren 
von Eisenbahnfahrzeugen auf dem Gebiet mindestens zweier Vertragsstaaten bezeichnet wird. Es 
fallen auch internationale Verkehre in den Anwendungsbereich der ER APTU, die nicht den ER CIM 
bzw. ER CIV oder den ER CUI unterliegen. 

Vertragsstaaten der ER APTU sind jene Mitgliedstaaten der OTIF, die keine Erklärung gemäß Art. 42 
§ 1 Satz 1 COTIF (Erklärungen und Vorbehalte zum Übereinkommen - Anwendung bestimmter An-
hänge kann ausgeschlossen werden) abgegeben haben. 

Derartige Erklärungen (Vorbehalte zur Nichtanwendung auch der ATMF) haben, wie bereits an 

anderer Stelle erwähnt, mehrere Mitgliedsstaaten der OTIF abgegeben. 
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3.7 Einheitliche Rechtsvorschriften ATMF 

Die „Einheitlichen Rechtsvorschriften für die technische Zulassung von Eisenbahnmaterial, das im 
internationalen Verkehr verwendet wird (ATMF)“ enthalten die Grundsätze, Ziele und Verfahren der 
technischen Zulassung von Eisenbahnfahrzeugen. Die in den Anhängen zur ATMF geregelten einheit-
lichen technischen Vorschriften für den Bau und den Betrieb von Fahrzeugen und Infrastruktur bilden 
die Grundlage für das Zulassungsverfahren. Die international einheitliche und verbindliche Regelung 
der Problematik wird durch die ER ATMF sichergestellt. 

Analog zu den ER APTU handelt es sich auch um eine Verfahrensregelung. Gültigkeit haben diese 
Bestimmungen für jene Mitgliedstaaten der OTIF, die keinen entsprechenden Vorbehalt geäußert ha-
ben. Auch die Anwendung auf internationale Verkehre sowie die Unabhängigkeit von den ER CIM, 
ER CIV und ER CUI gilt entsprechend den ER APTU. 

Die Anwendungsmöglichkeiten der ER APTU und der ER ATMF sind immer unter dem Gesichts-
punkt der technischen Voraussetzungen zu sehen. Zum Beispiel ist es unmöglich für alle Mitgliedstaa-
ten der OTIF einheitliche Regelungen im Verhältnis Fahrzeuge – Infrastruktur zu finden, da neben der 
Normalspur fünf weitere Spurweiten zu berücksichtigen sind. Die derzeitigen Bestimmungen sind auf 
die Normalspur ausgerichtet. Das gleiche Problem tritt bei den Lichtraumprofilen, Stromversorgung 
und Zugsicherungssystemen auf. Verschiedene Standards lassen keine einheitlichen Vorschriften zu. 

Jedenfalls wird in den ATMF bestimmt, dass jedes Eisenbahnfahrzeug um im internationalen Verkehr 
zugelassen zu werden, deren Einheitlichen Rechtsvorschriften entsprechen muss. .Hinsichtlich der für 
die Zulassung zuständigen Behörde wird ausgesagt, dass es die Aufgabe der nationalen oder internati-
onalen Institution ist, die nach den Gesetzen und Vorschriften des jeweiligen Vertragstaates hierfür 
zuständig ist. Die Aufgabe der technischen Zulassung kann auch auf als geeignet anerkannte Einrich-
tungen übertragen werden, wobei deren Überwachung sichergestellt werden muss. 

Weiters werden hier die Betriebsvorschriften und die technische Zulassung exakt festgelegt und die 
Entziehung der Betriebserlaubnis geregelt. Letztere dahingehend, dass diese nur von der Behörde vor-
genommen werden kann, die sie erteilt hat.  

Wie bei der ER APTU sind auch hier die Staaten ausgenommen, die einen Vorbehalt gemäß Art. 42 § 
1 Satz 1 getroffen haben und unter dem Kapitel ER APTU genannt sind. 
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4 Arbeitsmaterialien 

Die Umsetzung des nunmehr geltenden COTIF ist eine zentrale Aufgabe des CIT. Als 
Unterstützung werden hierfür spezielle Arbeitsmaterialien zur Verfügung gestellt. Die folgende 
Übersicht soll die Zuordnung zum jeweiligen Anhang des COTIF veranschaulichen. 

Soweit Materialien von anderen Gremien – jedoch mit Zustimmung des CIT behandelt werden, sind 
diese am Ende dieser Auflistung genannt. 
 
 
Grundlage  

 
Arbeitsinstrument 

 
ER CIM 

 
�  

Handbuch CIM-Frachtbrief (GLV-CIM) 
Handbuch CIM-Frachtbrief/Kombinierter Verkehr (GLV-TC) 
Handbuch Wagenbrief (GLV-CUV) 
Handbuch Wagenverkehr des CIT (GTW-CIT) 
Handbuch CIM/SMGS Frachtbrief (GLV-CIM/SMGS) 
Handbuch für die Neuaufgabe CIM/SMGS (GR-CIM/SMGS) 
Handbuch Güterverkehr des CIT (GTM-CIT) 
Allgemeine Beförderungsbedingungen (ABB-CIM) 
Checkliste Kundenabkommen 
Checkliste Abkommen Reklamationsbehandlung 
Allgemeine Geschäftsbedingungen für die Zusammenarbeit  
AGB Gemeinsame Beförderung, AGB Unterbeförderung.  
AGB Miete, AGB Traktion, AGB Dienstleistungen  
Mustervertrag Unterbeförderung TC 
Mustervertrag über die Unterbeförderung im internationalen Eisenbahngüter- 
verkehr in Ganzzügen des kombinierten Verkehrs  
Abkommen über die Beziehungen zwischen Beförderern im internationalen 
Eisenbahn-Güterverkehr (AIM) 

ER CUV �  Allgemeiner Vertrag über die Verwendung von Güterwagen im 
internationalen Eisenbahnverkehr (AVV))  

ER CUI �  European General Terms and Conditions of use of railway infrastructure. 
EGTC (AGB Infrastruktur) 

 
Abbildung 5: Übersicht über existierende bzw. vorgesehene Arbeitsmaterialien 
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4.1 Handbuch CIM-Frachtbrief 

Im Handbuch CIM-Frachtbrief (GLV-CIM) sind sehr detaillierte Anleitungen zum CIM-Frachtbrief 
enthalten. Das Handbuch gilt für Sendungen, die den ER CIM unterstellt sind und auf welche die 
ABB-CIM Anwendung finden. 

Die Verpflichtung zur Ausstellung des Frachtbriefs und von dessen Richtigkeit ist, unbeschadet der 
Bestimmungen des Art. 4 ER CIM, dem Absender auferlegt, sofern keine abweichende Vereinbarung 
(z.B. Verwendung des elektronischen Frachtbriefs) existiert. 

 

4.1.1 Anlagen zum Handbuch: 

- Die ABB-CIM werden im folgenden Kapitel näher betrachtet. 

- Die Erläuterungen zum Inhalt des Frachtbriefes beschreiben ausführlich die obligatorischen 
und konditionalen Angaben. Mangels einer abweichenden Vereinbarung obliegt die Ausfül-
lung der Felder 1 bis 29 dem Absender. 

Muster des CIM-Frachtbriefes 
Zu beachten ist, dass dem nunmehr geltenden Frachtbriefmuster zwei Funktionen obliegen. 
Einerseits dient er als Beförderungsdokument und andererseits als Wagenbrief. Die Unter-
scheidung wird hinsichtlich des vorliegenden Vertrages – CIM-Beförderungsvertrag oder 
CUV - Allgemeiner Vertrag für die Verwendung von Güterwagen (AVV) – getroffen. 

- Im Verzeichnis der Kosten, werden die Kosten, die direkt mit der Beförderung in Zusammen-
hang stehen, sowie Nebengebühren, Zölle und sonstige Kosten genau definiert und mit dem 
entsprechenden Code (UIC oder UNO) aufgelistet. 

- Die EDI-Mustervereinbarung ist bei Nutzung des elektronischen Datenaustausches im Rah-
men der internationalen Eisenbahnbeförderung zu verwenden. Das ist insbesondere der Fall 
bei Ersatz des Frachtbriefes durch ein EDI-System. 

- Muster der Frankaturrechnung 

- Die bezügliche Regelung der ER CIM bzgl. nachträglicher Verfügungen wird näher erläutert 
und ein Muster empfohlen. 

- Hinsichtlich von eventuellen Beförderungshindernissen wird analog den ER CIM das Vorge-
hen zum Einholen und Übermitteln von Anweisungen beschrieben. Ein Muster wird empfoh-
len. (analog für Ablieferungshindernisse) 

Nachstehend die Muster CIM-Frachtbrief und CIM-Frachtbrief Kombinierter Verkehr (auch ident mit 
dem jeweiligen Wagenbrief) und bei Verwendung im inländischen Verkehr. 
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Abbildung 5: CIM-Frachtbrief  
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Abbildung 6: CIM-Frachtbrief Kombinierter Verkehr
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Abbildung 7: CIM-Frachtbrief bei Verwendung im inlä ndischen Verkehr 
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Entsprechend der neuen Rechtsform des Beförderungsvertrages (Konsensualvertrag) ist die Annahme 
des Gutes mit dem CIM-Frachtbrief nicht mehr Bedingung für das Zustandekommen des Vertrages. 
Dementsprechend berührt ein Fehlen des Frachtbriefes nicht die Gültigkeit des Beförderungsvertra-
ges. Trotz Wegfall des Frachtbriefzwangs hat dieser immer noch die Funktion eines Beweisdokuments 
und Sperrpapiers. Es ist demnach wesentlich, auf einen Frachtbrief nicht zu verzichten bzw. den elekt-
ronischen Frachtbrief in geeigneter Weise auszudrucken. 

Die Eigenschaften eines Konsensualvertrages sind ebenfalls Voraussetzung für die Zulässigkeit elekt-
ronischer Frachtdokumente. 

Im Falle der Anwendung des vereinfachten Zollversandverfahrens ist, wie bei anderen Zollverfahren, 
die Ausstellung des Frachtbriefs nach dem vorgeschriebenen Muster weiterhin obligatorisch. 

Überdies ist zu beachten, dass der CIM-Frachtbrief vorbehaltlich der behördlichen Genehmigung und 
der Regelung im Eisenbahnbeförderungsgesetz (EisBefG) - gilt derzeit als erteilt - unter entsprechen-
der Kenntlichmachung auch im Geltungsgebiet der österreichischer Eisenbahnbeförderung verwendet 
werden kann (siehe Abbildung 7). Hier werden eine Verkürzung der Lieferfrist (500 km je 24 
Stunden) und eine höhere Haftung (EURO 36,50 je Kilogramm Bruttomasse) vorgesehen. 

 

4.1.2 Zum Inhalt des Frachtbriefes: 

In Art. 7 § 1 CIM sind die Angaben zum „Inhalt des Frachtbriefes“ aufgezählt, vor allem jene, die 
enthalten sein müssen, um die Beförderung und Ablieferung des Gutes zu sichern. Weiterhin sieht 
dieser Artikel auch Angaben vor, die zutreffendenfalls zu enthalten sind. Ferner können die Vertrags-
parteien weitere Angaben aufnehmen, die sie für zweckmäßig halten. 

Wichtige Änderungen: 

- Anstelle von Versand- und Bestimmungsbahnhof sind nunmehr die Stelle sowie das Datum 
der Übergabe des Gutes und die Stelle der Ablieferung anzugeben. Hier wurde bei der Abfas-
sung des Protokolls von Vilnius eine Angleichung an die CMR angestrebt, um eine durchge-
hende Geltung des Beförderungsvertrages nach CIM zu gewährleisten. Doch wird die sich 
hierauf abzielende Wettbewerbsgleichheit (Haftung von Rampe zu Rampe) in Bezug auf die 
Anschlussbahnen in keiner Weise genützt. Dies deshalb, da nach wie vor, von dem 
maßgeblich bedienenden EVU (RCA) - in deren Verträgen - auf den Bestand einer 
„Wagenübergabestelle“ beharrt wird. 

- Es ist ein Hinweis enthalten, dass die Beförderung den ER CIM unterliegen. (Ausgenommen 
hiervon die Verwendung für den inländischen Verkehr.) 

- Angabe des zur Ablieferung verpflichteten Beförderers 
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4.2 ABB-CIM 

Als Anhang zum Handbuch CIM-Frachtbrief bilden die „Allgemeinen Beförderungsbedingungen für 
den internationalen Eisenbahngüterverkehr (ABB-CIM)“ im Wesentlichen eine Ergänzung zu den ER 
CIM. Sie regeln die Beziehungen zwischen Beförderer und Kunden bei Beförderungen, die den ER 
CIM unterstehen. Sie sind vor allem für Fälle gedacht, in denen Einzelsendungen oder solche Trans-
porte abgefertigt werden, für die kein spezielles Kundenabkommen abgeschlossen wurde. Es sind 
demnach Sondervereinbarungen mit bestimmten Kunden („Kundenabkommen“) denkbar. Gemäß 
den ABB-CIM wird ein Kundenabkommen als ein Vertrag, der zwischen dem Kunden oder einem 
Dritten mit dem Beförderer abgeschlossen wurde und der eine oder mehrere der ER CIM 
unterstehenden Beförderungen regelt, definiert. Damit besteht die Möglichkeit dem Kunden 
günstigere Bedingungen (z.B. höherer Umfang der Entschädigung, Absprachen von umfassenderen 
Qualitätsstandards) einzuräumen. 

Im Großen und Ganzen sollen die ABB-CIM der Vereinfachung dienen. Allgemeine rechtliche Rege-
lungen werden zusammengefasst und müssen somit nicht erneut für jede Beförderung aus verhandelt 
werden. 

Die ABB-CIM sind Musterbestimmungen. Sie können demnach in der vorliegenden oder einer abge-
änderten Fassung vorgesehen werden. Bei Anwendung muss ein entsprechender Vermerk im Feld 13 
des Frachtbriefes („Kommerzielle Bestimmungen“) erfolgen. Ebenfalls gangbar ist es die ABB-CIM 
in die entsprechenden Kundenabkommen einzuarbeiten oder diese als Anhang beizufügen. 

 

4.2.1 Zu den einzelnen Regelungsbereichen 

1. Im ersten Paragraph der ABB werden einige wichtige Definitionen aufgeführt. Sie dienen der 
klaren Abgrenzung. 

2. Geltungsbereich: vgl. erster Absatz  
Hier wird bestimmt, dass die ABB-CIM, sofern sie angewendet werden, Bestandteil des Be-
förderungsvertrages werden. Hier ist die Verweisklausel im Feld 30 des CIM-Frachtbriefes 
zu beachten. Allerdings haben gesonderte Vereinbarungen zwischen den Vertragsparteien 
rechtlichen Vorrang. 

3 Die Durchführung der Beförderung kann auch ganz oder teilweise auf einen oder mehrere 
ausführende Beförderer übertragen werden. 

4 Mangels einer abweichenden Vereinbarung hat der Absender den Frachtbrief auszufüllen. 
Die Verwendung eines elektronischen Frachtbriefes ist zugelassen. (��� �  Detaillierte 
Bestimmungen zum Frachtbrief sind im Handbuch GLV-CIM enthalten.) 

5 Wagenstellung durch den Beförderer  
Der Kunde ist für die Richtigkeit, Vollständigkeit und Genauigkeit seiner Angaben, insbe-
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sondere was die Übereinstimmung seiner Bestellung mit der vorgesehenen Beförderung be-
trifft, verantwortlich. 

6 Mangels einer gegenteiligen Vereinbarung sind der Absender für das Verladen und der Emp-
fänger für das Entladen des Gutes zuständig. Im kombinierten Verkehr gilt dies auch für den 
Umschlag der Ladeeinheit. 

7 Die Pflichten des Absenders umfassen die ordnungsgemäße, sichere Verpackung des Gutes, 
welche den Bedingungen des Beförderers entsprechen muss. 

8 Der Kunde3 hat die Fracht, Nebengebühren, Zölle sowie sonstige Kosten (z.B. Auslagen des 
Beförderers) zu zahlen. Ein genaues Verzeichnis der Kosten befindet sich im Handbuch 
GLV-CIM. 

9 Die Lieferfristen können zwischen Absender und Beförderer vereinbart werden. Bei 
Vorliegen einer solchen Vereinbarung ist die Anwendung von Zuschlagsfristen nicht 
möglich. Andernfalls gelten hinsichtlich von Zuschlagsfristen die Regelungen des Art. 16 
CIM. 

10 Nachträgliche Verfügungen und Anweisungen durch den Absender können nur vorgenommen 
werden, sofern dieser im Frachtbrief einen Vermerk (z.B. „Empfänger nicht verfügungsbe-
rechtigt“) vornimmt. Es ist außerdem vom Kunden das Frachtbriefdoppel vorzulegen. Beim 
Vorliegen eines Beförderungshindernisses ist das nur bedingt notwendig. (��� �  Anleitungen 
zum Abfassen von nachträglichen Änderungen und Anweisungen sind im Handbuch GLV-
CIM festgehalten.) 

11 Übernahme des Gutes zur Beförderung und Ablieferung  
Maßgebend für die Übernahme des Gutes zur Beförderung und für die Bedienung des Termi-
nals bzw, der Ladestelle oder des Gleisanschlusses im Versand sind die zwischen dem 
Absender und dem Beförderer geschlossenen Vereinbarungen. 

12 Reklamationen bedürfen der Begründung. Entsprechende Belege müssen zum Beweis beige-
geben werden. 

13 Bei Streitfällen ist eine gütliche Einigung zu bevorzugen. Hierfür soll das entsprechende Ver-
fahren, welches der Titel V COTIF vorsieht, Anwendung finden. 

14 Die Vertragsparteien sind zur Vertraulichkeit verpflichtet. 

                                                      

3 Der Begriff „Kunde“ bezeichnet jeweils den Absender und/oder Empfänger (gemäß Frachtbrief).  
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4.3 Erstellung von Kundenabkommen 

Zu den ABB-CIM als allgemeine Bedingungen gilt weiters eine Empfehlung zur Erstellung von be-
sonderen Regelungen mit Kunden, damit als „Checkliste Kundenabkommen“. Diese Abmachungen 
unterstehen dem anwendbaren Landesrecht. 

Derartige Abkommen dürfen nur Bedingungen enthalten, die günstiger für den Kunden sind, als die 
Regelungen der ER CIM (z.B. Erweiterung der Haftung). Bestimmungen die den Kunden schlechter 
stellen würden, sind nicht zugelassen. 

Die „Empfehlungen des CIT zur Erstellung eines Kundenabkommens über internationale Eisenbahn-
beförderungen (Checkliste)“ sind weitgehend anzuwenden. 

Macht der Beförderer dem Kunden Zusicherungen, die über die gesetzliche Haftung nach CIM hi-
nausgehen, muss er die Zustimmung der weiteren am Transport beteiligten Beförderer einholen, wenn 
er sich den Rückgriff auf diese vorbehalten will. Dabei kann er vereinbaren, dass für diese zusätzliche 
Haftung die Verteilungsregeln gemäß dem „Abkommen über die Beziehungen zwischen den Beförde-
rern im internationalen Güterverkehr (AIM)“ gelten. 

Die Vorschläge für „Kundenabkommen“ sind in Textbausteinen enthalten, die je nach Zutreffen An-
wendung finden sollen. So wird etwa der Gegenstand des Kundenabkommens folgende Einzelheiten 
enthalten: Beförderte Güter, Beförderungsverbindungen, Beförderungszeiten (Diese können in Form 
von Fahrplandaten oder mittels verbindlicher Lieferfristen erfolgen, wobei die Auswirkungen dieser 
Angaben auf die Haftung des Beförderers zu beachten ist), ferner Transportmengen und zu erbringen-
de Zusatzleistungen (Logistik, Zollabfertigung, Be- und Entladen), weiters Qualitätsvereinbarungen 
für ausgewählte Ganzzüge und Wagengruppen sowie Qualitätsindikatoren gemäß den zwischen EVU 
und Kunden vereinbarten Messpunkten. 

Überdies ist die Haftung für beide Vertragsteile bei Verletzung der Qualitätsstandards mit entspre-

chenden Entschädigungen festzulegen. Auch können die Vertragspartner Maßnahmen zur Schadens-

verhütung fixieren und bei sich aus dem Beförderungsvertrag ergebenden Schäden innerhalb be-

stimmter Fristen Feststellungen zur Schadensregulierung treffen. Ebenso sollte die Rechnungsstellung 

eine entsprechend zeitliche Frist beinhalten in der die Rechnungen zu erstellen und zu begleichen sind. 

Monitoring. Hier sollte der verantwortliche Produktionsmanager des Beförderers monatlich ein Do-

kument erstellen, aus dem die Entwicklung des Pünktlichkeitsgrades ersichtlich ist und stellt dieses 

dem Kunden zur Verfügung. Auch könnten unter „Sonstige Bestimmungen“ etwaige Fristen verein-

bart werden. 

Wesentlich sind die Beförderungsart und die zur Verwendung gelangenden Transportmittel, Hier wird 
die Beförderung in Einzelwagen, Wagengruppen oder Ganzzügen bestimmt. Auch sind bestimmte 
Wagengattungen sowie deren Auslastung zu vereinbaren. 
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Hinsichtlich der Übernahme zur Beförderung und der Ablieferung sind jene Stellen anzugeben, wo das 
Gut zur Beförderung angenommen oder abgeliefert wird. Diese Stellen sind für die vertragliche Haf-
tung maßgeblich. Ebenso sind Be- und Entladefristen anzugeben, bei deren Überschreitung Wa-
genstandgeld erhoben werden kann. 

Auch sollen die erforderlichen Frachtbriefangaben eine Festlegung finden und etwa die Verwendung 
eines elektronischen Frachtbriefs in Erwägung gezogen werden. 

Weiters sind die Frachtberechnung sowie allfällige Entgelte zu vereinbaren, wobei es sich einerseits 
um Frachtkosten und andererseits um zu verrechnende Zusatzleistungen handelt. Soweit die Kosten 
nicht vom Absender oder Empfänger sondern von einem Dritten bezahlt werden, ist dies im 
Kundenabkommen zu regeln. Auch sind die Zahlungsmodalitäten gesondert zu vereinbaren. 

Überdies sind von den Vertragsparteien die von diesen namhaft zu machenden Ansprechpartner und 
die für die Geschäftsabwicklung maßgeblichen Bürozeiten bzw. Dienststunden anzugeben. 

Vertragsgrundlagen, Vertraulichkeit Laufzeit und Kündigung sind ebenso wie allenfalls erforderliche 
Schlussbestinnungen Gegenstand der Vereinbarung. 

  

4.4 Checkliste Abkommen Reklamationsbehandlung 

Hier wird eine Zusammenfassung von Reklamationsfällen in eine Checkliste empfohlen, welche 
lediglich dort Geltung erlangt, sofern die Beförderung nur mit einem einzigen Beförderer erfolgt. 
Damit sollen gleichartige Sendungen in größeren Umfang, mit immer wiederkehrenden Schäden 
erfasst werden in einem vereinfachten Verfahren Austragung finden. Hier werden spezielle 
Tatbestandsaufnahmen verwendet und gesonderte Schadensregulierungen vorgesehen. 

 

4.5 Handbuch CIM-Frachtbrief Kombinierter Verkehr  

In diesem Handbuch werden die Bestimmungen für die Verwendung des CIM-Frachtbriefs 

Kombinierter Verkehr (GLV-TC) enthalten sein. Dieser Frachtbrief regelt das Vertragsverhältnis 

zwischen dem Unternehmen des kombinierten Verkehrs und seinem Kunden sowie den 

Beförderungsvertrag zwischen dem Beförderer und dem Unternehmen des kombinierten Verkehrs. 

Sofern der Unternehmer des Kombinierten Verkehr dies wünscht, kann er auf die Rückseite der Blätter 

I und II seine Allgemeinen Geschäftsbedingungen oder einen Auszug daraus drucken. Ohne besondere 

Vereinbarung legt das Unternehmen des kombinierten Verkehrs oder der Kunde/Auflieferer einen CIM-

Frachtbrief Kombinierter Verkehr gemäß Abbildung 7 vor, nachdem er die Felder des fett umrandeten 

teils ausgefüllt hat. Überdies ist der CIM-Frachtbrief Kombinierter Verkehr als Zolldokument anerkannt 

und die Verwendung dieses Frachtbriefs den Vertragsparteien freigestellt. 
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4.6 Handbuch CUV-Wagenbrief 

Der CUV-Wagenbrief (GLW-CUV) findet dann Verwendung, wenn ein Wagen im internationalen 
Eisenbahnverkehr nicht als Gut zur Beförderung gelangt. Dies ist dann der Fall, wenn der Wagen 
keinen Zollformalitäten unterliegt, demnach leer zurückgesendet wird, um am Bestimmungsort neu 
beladen zu werden. Für einen solchen Leerwagen dient der CUV-Wagenbrief oder CUV-Wagenbrief 
Kombinierter Verkehr. 

Hier ist der CIM-Frachtbrief oder CIM-Frachtbrief Kombinierter Verkehr in der Spalte Wagenbrief 
mit einem „x“ deutlich zu kennzeichnen. Vorbehaltlich besonderer Vereinbarung gilt dieses Handbuch 
für Sendungen, die in der Beziehung Halter – Verwendendes EVU dem Allgemeinen Vertrag für die 
Verwendung von Güterwagen (AVV) unterstellt sind. Dieser Vertrag umfasst die Bedingungen der 
Überlassung von Güterwagen zur Verwendung als Beförderungsmittel durch EVU in nationalen und 
internationalen Eisenbahngüterverkehren im Anwendungsbereich des geltenden COTIF. 

Der Vertrag gilt zwischen Halter und EVU. wobei dieser den einschlägigen Bestimmungen der CUV 
bzw. den nationalen Vorschriften vorgeht, soweit dies zulässig ist. 

Als Halter gilt derjenige der einen Wagen dauerhaft als Beförderungsmittel wirtschaftlich nutzt. Er ist 
derjenige, dessen Firmenzeichen als solches auf dem Wagen und/oder im Einstellungsregister einge-
tragen ist. Die Teilnehmer am AVV werden am Beginn jeden Quartals veröffentlicht. 
 

4.7  Handbuch Güterverkehr des CIT 

Dieses Handbuch ist ein umfassendes Informationsmaterial zur internationalen Güterbeförderung. Es 
werden die wichtigsten Merkmale und Vorschriften aufgeführt und unterschiedliche Szenarien der 
Beförderung behandelt. 

Wird eine Beförderungsleistung durch mehrere Unternehmen ausgeführt, sind zwei Modelle möglich:  

- Gemeinsame Beförderung: Die an einer Beförderung beteiligten aufeinander folgenden 
Beförderer haften gegenüber dem Kunden für den gesamten Beförderungsvertrag. 

- Unterbeförderung: Der Unterbeförderer (ausführender Beförderer) haftet für den von ihm 
selbst ausgeführten Teil der Beförderung. . 

Um die Anwendung der unterschiedlichen Lösungen zu erleichtern, wird die Benützung der AGB 
empfohlen: 

a) AGB Gemeinsame Beförderung d) AGB Miete 
b) AGB Unterbeförderung  e) AGB Traktion 
c) AGB Dienstleistungen 

 
-» Zu beachten ist, dass die AGB Bestandteil der vorgesehnen Vertragsfreiheit sind. 
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Neben den einzelnen AGB sind verschiedene Merkblätter Bestandteil des Handbuchs. Sie liefern eine 
detaillierte Übersicht über die Prozesse bei der Ausführung von Güterbeförderungen. Ebenso sind 
Beteiligte und die anzuwendenden Regelungswerke bzw. Arbeitsinstrumente aufgeführt. 

Grundsätzlich wird in diesem Handbuch die Übernahme des Gutes behandelt, wobei zunächst zu 
klären ist, ob die Beförderung durchgeführt werden kann. Das Gut gilt zur Beförderung übernommen, 
wenn der Absender es dem Beförderer am vereinbarten Ort zum vereinbarten Zeitpunkt übergeben hat 
und der Beförderer es übernimmt. 

Der Beförderer haftet ab der Übernehme für die am Gut entstandenen Schäden. Sofern nichts anderes 
vereinbart ist, obliegt das Verladen des Gutes dem Absender und das Entladen dem Empfänger. 

Für alle Belange die in dem Handbuch nicht abgedeckt werden, gelten die Bestimmungen der einzel-
nen Beförderer. 

Im Handbuch werden folgende Prozesse angeführt: 

 

* Vorgänge vor der Beförderung 

o Abschluss des Beförderungsvertrages  

o Wagengestellung durch den Beförderer 

* Annahme zur Beförderung 

o Übernahme des Gutes 

o Annahme des Frachtbriefes 

o Annahme der Begleitpapiere 

o Behandlung des Frachtbriefes und der Begleitpapiere 

o Erstellung der Wagenzettel und sonstiger Begleitzettel 

o Erhebung der Kosten 

o Nachprüfung 

* Übergabe zwischen Beförderern 

o Behandlung von Frachtbrief und Begleitpapieren  

o Behandlung des Gutes  

* Änderung des Beförderungsvertrages 

o Annahme nachträglicher Verfügungen und Übermittlung  

o Ausführung 

* Beförderungshindernis 

o Zu ergreifende Maßnahmen – Verfügungsberechtigten um Anweisung ersuchen  

o Ausführen der Anweisungen des Verfügungsberechtigten – Andere i-Maßnahmen  

o Erhebung der Kosten  
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* Verlust – Beschädigung 

o Erstellen der Tatbestandsaufnahme  

o Andere Maßnahmen 

* Fehlendes / Überzähliges Gut 

o Fehlendes Gut  

o Überzähliges Gut 

* Ablieferungshindernis 

o Einholung von Anweisungen beim Verfügungsberechtigten  

o Ausführung der Anweisungen des Verfügungsberechtigten  

  Andere Maßnahmen  

o Erhebung der Kosten 

* Ablieferung 

o Behandlung des Frachtbriefs und der Begleitpapiere 

o Übergabe des Gutes 

o Erhebung der Kosten 

o Rückgabe der Beförderungsmittel 

* Behandlung der Reklamationen 

o Erstattung der Kosten  

o Entschädigungen 

*  Anrechnungen 

*  Änderungsanzeige  

*  Verschleppungen 

*  Verkehrsbeschränkungen 

  

Über jeden der hier erwähnten Prozesse informiert ein entsprechendes Merkblatt aus dem erwähnten 

Handbuch und auch die in den Merkblättern angeführten Tagesstempel werden in ihrer Beschaffenheit 

genau beschrieben. Überdies finden neben den gebräuchlichen im internationalen Eisenbahnverkehr 

verwendeten Formularen, die entsprechenden Wagenzettel für Zollüberwachung und zutreffenden 

Rangierbeschränkungen, eine Veröffentlichung als Muster.  
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5 Allgemeine Geschäftsbedingungen  

5.1  AGB Gemeinsame Beförderung 

Die „Allgemeinen Geschäftsbedingungen für den Vertrag über die gemeinsame Beförderung im 
Güterverkehr“ sind Teil des zwischen mehreren Beförderern geschlossenen Vertrages, die im Rahmen 
der Durchführung einer internationalen Beförderung zusammen als Beförderer auftreten. 

Die Parteien erstellen und unterzeichnen ein Dokument, welches als Beweis für den Abschluss des 
Vertrages über die gemeinsame Beförderung dient und die Ausführungsbedingungen dazu festlegt. 
Das Fehlen dieses schriftlichen Dokumentes berührt jedoch weder das Bestehen noch die Gültigkeit 
dieses Vertrages.  

Daneben werden Verpflichtungen der Beförderer zur Durchführung des Vertrages festgelegt, wobei 
diesen die Überprüfung der Fahrzeuge auf deren Zulassung, im internationalen Verkehr sowie die 
Eignung für die zu befördernden Güter und das verkehren auf der zu benutzenden Infrastruktur 
gegeben ist. Ebenso werden die Verantwortlichkeiten der Beförderer für die Zusammensetzung des 
Zuges, die Organisation der Bremsung, Wahl der Traktionsmittel sowie das Einhalten der Regelungen 
für den sicheren Umgang mit Zollsendungen, für außergewöhnliche Sendungen und für die 
Beförderung gefährlicher Güter (RID) festgelegt.  

Gemäß diesen AGB haften die Befördere gegenseitig für die Erfüllung der Pflichten des Vertrages. 
Folgende Haftungstatbestände werden geregelt: 

a) Schäden an Gütern 

b) Schäden am Wagen 

c) Von Fahrzeugen verursachte Schäden 

d) Schäden an der Infrastruktur 

Durch einen Informationsmangel verursachte Schäden 

 
e) Zollverfahren 
f) Beförderung gefährlicher Güter 
g) Freistellung 
h) Höhere Gewalt 
i) Schadenersatz 
j) Zinsen für Schadenersatz 

 
Diese Bestimmungen gelten vorbehaltlich einer gegenteiligen Vereinbarung zwischen den Vertrags-

parteien. Die Höhe des Schadensersatzes entspricht dem erlittenen Schaden. Allerdings können die 

Parteien einen Höchstbetrag festlegen. 
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5.2 AGB Unterbeförderung 

Die „Allgemeinen Geschäftsbedingungen für den Vertrag über die Unterbeförderung im 
Güterverkehr“ sind Teil des Vertrages, mit dem ein nachstehend als Beförderer bezeichnetes 
Eisenbahnverkehrsunternehmen, das mit der Ausführung einer den ER CIM unterstellten Beförderung 
betraut ist, die (physische) Ausführung ganz oder teilweise einem anderen Beförderer (demnach als 
ausführender Beförderer bezeichnet) überträgt. 

Zu beachten ist, dass der ausführende Beförderer nach den Bestimmungen der ER CIM und denen 
dieser AGB nicht Partei des Beförderungsvertrages mit dem Absender wird. 

Grundsätzlich werden auch hier Bestimmungen über die Durchführung des Vertrages festgelegt, 
welche vor allem Beförderungsmittel und die Organisation betreffen. Ebenso wird die Pflicht zur 
Zusammenarbeit zwischen Beförderer und ausführenden Beförderer zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
festgelegt.  

Auch ist eine gegenseitige Informationspflicht zu sichern.  

Im Übrigen ist der ausführende Beförderer für Schäden aufgrund vollständigen oder teilweisen 
Verlustes, Beschädigung des Gutes oder Überschreitung der Lieferfrist haftbar.. Die Haftung ist 
beschränkt auf seinen Abschnitt der Beförderung. Die Haftungsbefreiung ist in Anlehnung an die ER 
CIM festgehalten. 

 
Des Weiteren ist der ausführende Beförderer für Schäden verantwortlich: 
 

- die von seinen Fahrzeugen verursacht werden, 
- die durch einen Informationsmangel entstehen, 
- die aus der Beförderung gefährlicher Güter entstehen 
- und für die Einhaltung des Zollverfahrens. 

Er kann mangels gegenteiliger Abmachungen auch für Schäden an Wagen und der Infrastruktur ver-
antwortlich gemacht werden. 

Die Haftungsbefreiungsgründe sind im Abschnitt D 19 der AGB festgehalten. 

Die Höhe des Schadensersatzes entspricht dem erlittenen Schaden. Allerdings können die Parteien 

einen Höchstbetrag festlegen. 

Überdies werden Vertragsdauer, Anwendbares Recht, Verschwiegenheitspflicht und die 
Vertragssprache festgelegt. 
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5.3 AGB Miete 

Die „Allgemeinen Geschäftsbedingungen für den Mietvertrag eines Triebfahrzeugs mit Triebfahrzeug-
führer im Güterverkehr“ sind Bestandteil des Vertrages, mit dem ein EVU (Vermieter) einem anderen 
EVU (Mieter) ein Triebfahrzeug mit Personal zur Durchführung von Beförderungen, die den ER CIM 
unterliegen, zur Verfügung stellt. 

Folgende Aspekte werden geregelt: 

a) Anwendungsbereich 
b) Durchführung des Vertrages 

 Bereitstellung des Triebfahrzeugs und des Triebfahrzeugführers 
 Panne oder Unverfügbarkeit des Triebfahrzeugs 
 Krankheit oder Unverfügbarkeit des Triebfahrzeugführers 
 Instandhaltung und Wartung 
 Rückgabe des Triebfahrzeugs 
 Untervermietung 
 Bewilligung (Betriebserlaubnis) 
 Pflicht zur Zusammenarbeit 
 Informationspflicht 
 Ausfuhr und Einfuhr des Triebfahrzeuges 
 Einhalten der Regelungen für die Arbeits- und Fahrzeiten 
 Gepflogenheiten und Praktiken 
 Treu und Glauben  

c) Entgelt und Kosten 
d) Haftung, Schäden, Nichterfüllen oder verspätetes Ausführen 

 Haftung 
 Schäden an beförderten Gütern 
 An Wagen entstandene und an Wagen verursachte Schäden 
 Schäden an der Infrastruktur 
 Durch einen Informationsmangel verursachte Schäden 
 Zollverfahren 
 Freistellung 
 Übergabe, Verspätete Rückgabe des Triebfahrzeugs 
 Höhere Gewalt 
 Schadenersatz 
 Zinsen für Schadenersatz  

e) Vertragsdauer 
f) Verschiedenes 

 Anwendbares Recht 
 Gerichtsstand 
 Unvereinbarkeit zwischen AGB Miete und besonderen Vertragsbestimmungen 
 Vertragssprache
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5.4 AGB Traktion 

Die „Allgemeinen Geschäftsbedingungen für den Traktionsvertrag im Güterverkehr“ sind Bestandteil 
des Vertrages, mit dem ein Eisenbahnverkehrsunternehmen (Traktionär) einem Beförderer eine Zug-
kraft zur Verfügung stellt, die in der Lage ist eine Gruppe von beladenen oder leeren Wagen innerhalb 
einer bestimmten Frist und zu einem vorher festgelegten Preis, im Rahmen der Ausführung eines 
Vertrages über die internationale Beförderung von Gütern der den ER CIM unterstehet, von einem 
bestimmten Ort zu einem anderen bestimmten Ort zu überführen.  

In den AGB wird neben allgemeinen Bestimmungen (Geltungsbereich und Definitionen) auch ein 
Dokument erwähnt das von den Parteien erstellt wird und als Beweis für den Abschluss des 
Traktionsvertrages gilt. Dessen Inhalt: 

- Ort, Tag und Uhrzeit des Beginns der Traktion, 

- Ort, Tag und Uhrzeit des Endes der Traktion 

- Nummer, Fahrplan und Kategorie der zu fahrenden Züge, 

- die zu befahrende Infrastruktur und die zu benutzenden Trassen, 

- die Höhe der vom Traktionär, vom Beförderer oder vom ausführenden Beförderer zu 
zahlenden Entschädigungen b ei Verspätung oder Nichterfüllung der Leistung, 

- die Nachprüfungs- und Kontrollverrichtungen des Traktionärs, 

- die verschiedenen sich aus der Traktion ergebende Aufgaben, 

- die anzuwendenden Vorschriften über die Weiterleitung des Frachtbriefes und der 
Begleitpapiere, 

- die Vertragsdauer. 

 Es erfolgt eine genaue Abgrenzung von Beförderungs- und Traktionsvorgängen. Dies ist insofern 
wichtig, da der Traktionär grundsätzlich nicht die Beförderungsvorgänge als Auftrag hat. Er haftet 
somit nur für die Traktionsvorgänge und nicht für Schäden am beförderten Gut, außer ein Verschulden 
ist nachweisbar. Weitere Haftungstatbestände (Schäden an Wagen, durch Fahrzeuge verursachte 
Schäden, Schäden an der Infrastruktur, durch Informationsmangel verursachte Schäden) und auch 
Haftungsbefreiungsgründe sind geregelt. Überdies hafte der Traktionär auch für auch für Nichterfül-
lung des Vertrages oder dessen verspätete Ausführung. Er ist überdies wie der Beförderer oder der 
ausführend Beförderer von der Haftung für Nichterfüllung oder verspätete Erfüllung seiner Pflichten 
befreit, wenn er nachweist, dass diese durch Umstände verursacht wurden, die er trotz Anwendung der 
nach Lage des Falles gebotenen Sorgfalt nicht vermeiden und deren Folgen er nicht abwenden konnte. 

Die übrigen Abschnitte dieser AGB enthalten Bestimmungen über Entgelt und Kosten sowie Ver-
tragsdauer sowie anwendbares Recht. 



 36 

5.5 AGB Dienstleistungen 

Die „Allgemeinen Geschäftsbedingungen für die Verträge über Dienstleitungen im Güterverkehr“ 
regeln die Beziehung zwischen dem Beförderer und einer anderen natürlichen oder juristischen 
Person, als “Dienstleister“, die unterstützende Verrichtungen bei der Annahme, unterwegs oder bei der 
Ablieferung ausführt. 

Nach den Bestimmungen der ER CIM ist der Dienstleister als Erfüllungsgehilfe des Beförderers zu 
betrachten. Die Haftung des Dienstleisters gegenüber dem Beförderer ergibt sich wiederum entspre-
chend der AGB Dienstleistungen. 

Aus dem Inhalt: 

- In den Allgemeinen Bestimmungen werden u.a. der Geltungsbereich beschrieben und wichtige 
Begriffe definiert. 

- Die Durchführungsvorschriften zum Vertrag beinhalten exakte Handlungsanweisungen für 
den Dienstleister. Hier werden Vorgänge bezüglich des Gutes, Annahmevorgänge, 
Ablieferungsvorgänge, Frachtbrief sowie veraltungsbehördlich Vorschriften, Überprüfung des 
Gutes, Tatbestandsaufnahme, Änderung des Beförderungsvertrages, Beförderungshindernis, 
Ablieferungshindernis, Anweisungen, Informatiksystem, Gefährliche Güter, Vorgänge 
bezüglich der Wagen, Vorgänge bei den Rangierbewegungen, Vorgänge bei der 
Zusammenstellung des Zugs, Versicherung, Bewilligung (Betriebserlaubnis), Pflicht zur 
Zusammenarbeit, Informationspflicht, Einhalten der Regelungen für die Arbeits- und 
Fahrzeiten und Andere ausführlich behandelt.  

- Ein weiterer Abschnitt der AGB befasst sich mit den Entgelten und Kosten. 

- Gemäß den Haftungsgrundsätzen ist der Dienstleister dem Beförderer gegenüber verantwort-
lich für Schäden durch Nichterfüllung sowie schlechtes oder verspätetes Ausführen. Der 
Dienstleister haftet allerdings nicht für Schäden an dem beförderten Gut, außer der Beförderer 
kann ein Verschulden des Dienstleisters nachweisen. Weitere Haftungstatbestände (Schäden 
an Fahrzeugen, durch Fahrzeuge verursachte Schäden, Schäden an der Infrastruktur) sowie 
Befreiungsgründe werden ausführlich behandelt. 

- Ohne gegenseitige Bestimmung umfasst der Schadenersatz den Ersatz für den auf Grund der 
gänzlichen oder teilweisen Nichteerfüllung oder verspäteten Erfüllung der vertraglichen 
Verpflichtungen erlittenen Schaden.  

- Vertragsdauer
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5.6 Die „European General Terms and Conditions of use of railway 
infrastructure (EGTC)“ (AGB Infrastruktur) 

 
Diese AGB gelten verbindlich für alle Verträge der Nutzung von Eisenbahninfrastruktur zum Zwecke 
des Schienenverkehrs. Der Anwendungsbereich ist sowohl auf internationaler, als auch auf nationaler 
und internationaler Ebene gegeben.  
 
Mit der Unterzeichnung des Vertrages über dessen Anwendung bestätigen die Parteien (EVU, 
internationale Gruppierungen von EVU und Infrastrukturbetreiber die Akzeptanz dieser AGB. Im 
Rahmen von „Begriffsbestimmungen“ werden alle für diese AGB zur Verwendung gelangenden 
Einzelheiten erörtert. 
 
Insbesondere werden die Rechte und Pflichten der EVU und der Infrastrukturbetreiber festgelegt. Gier 
muss der Infrastrukturbetreiber sicherstellen, dass die Eisenbahninfrastruktur für die vorgesehenen 
Beförderungen geeignet ist und die Bedingungen für deren Nutzung eingehalten werden. Der 
Infrastrukturbetreiber ist für die Instandhaltung der Eisenbahninfrastruktur verantwortlich und hat alle 
Maßnahmen zu treffen, um die deren Eignung und Verfügbarkeit zu gewährleisten.  
 
Die Parteien können untereinander die Bedingungen unter denen die Eignung und Verfügbarkeit der 
Eisenbahninfrastruktur verbessert oder absenkt werden kann definieren. Lediglich Fahrzeuge die von 
der zuständigen Behörde genehmigt wurden, dürfen durch das EVU verwendet werden. Das EVU hat 
dem Infrastrukturbetreiber die entsprechenden Beweise über die Genehmigung und Zertifikate zur 
Verfügung zu stellen. 
 
Das EVU stellt sicher, dass die Sicherheitsvorschriften in Bezug auf die Wartung seiner Fahrzeuge 
eingehalten werden. Ungeeignete oder nichtgenehmigte Fahrzeuge sind vom EVU unverzüglich 
zurückzunehmen. Das EVU stellt sicher, dass sein Personal mit den einschlägigen Anforderungen der 
nationalen und völkerrechtlichen sowie mit den Sicherheits- und Betriebsvorschriften vertraut ist. 
Ebenso ist die Sicherstellung von Kenntnissen der Leitungen und Anlagen sowie der erforderlichen 
Sprache zu gewährleisten, um normalen und außergewöhnlichen Betriebsbedingungen zu entsprechen. 
 
Einen weitreichenden Umfang nehmen die Modalitäten der Infrastrukturnutzung ein und hier die 
zugeteilten Trassen sowie die operativen Informationen über die Zugsfahrten im Voraus ein. Auch 
werden Betriebsstörungen sowie zugehörige Korrekturmaßnahmen dahingehend geregelt, dass der 
Verursacher hiefür aufzukommen hat. Überdies sind Regelungen für die Stornierung zugewiesener 
Trassen vorgesehen. Ebenso werden die finanziellen Konsequenzen der auftretenden Beschränkungen 
und Stornierungen erörtert. 
 
Für die Nutzung der Eisenbahninfrastruktur ist das nutzende EVU zur Entgeltzahlung verpflichtet und 
erfolgt die Rechnungslegung nach dem Preissystem des Infrastrukturbetreibers. Sofern im Vertrag 
nichts anderes vereinbart, sind alle Zahlungen in der Landeswährung des Infrastrukturbetreibers zu 
leisten. Rechnungen sind in vertraglich vereinbarter Frist zu begleichen. .Bei Zahlungsverzug werden 
die im Vertrag festgelegten Zinsen berechnet. Der Infrastrukturbetreiber kann von den EVU für deren 
Zahlungsverpflichtungen Sicherheiten verlangen.  
 
Der Infrastrukturbetreiber und die benutzenden EVU haften gegenseitig für die Schäden die sie 
gegenseitig oder gegenüber Dritten verursachen. Haftung, auch für den Nutzungsausfall, und 
Haftungsbefreiungsgründe werden in den AGB ausführlich behandelt. Überdies wird die Dauer des 
Vertrages sowie das für ihn geltende Recht geregelt. 
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6 Allgemeiner Verwendungs-Vertrag (AVV) 

6.1 Wesentliche Inhalte 

Mit Geltung des COTIF gelangt auch der „Allgemeine Vertrag für die Verwendung von Güterwagen 
(AVV)“ zur Einführung. Dieser kennt keine Differenzierung der Eigentumsverhältnisse, wodurch 
Eisenbahnwagen und Privatwagen eine Gleichstellung erfahren. Damit werden die Bestimmungen des 
RIP außer Kraft gesetzt, womit auch die bisherigen Einstellverträge durch eine Zulassung seitens der 
zuständigen Behörde Ersatz finden. 

Der Geltungsbereich des vorerwähnten AVV umfasst mehr als eine halbe Million Eisenbahnwagen, 
(ohne Rücksicht auf deren Eigentumsverhältnisse) die mittels der Neuregelung eine effizientere 
Bewirtschaftung erfahren achtet deren sollen. Da dem CIM Frachtbrief auch die Funktion als 
Wagenbrief zugedacht ist, kann von einer damit verbundenen Beschleunigung der Zirkulation des 
Wagenmaterials ausgegangen werden. Die Verwendung des CIM-Frachtbriefes als „Wagenbrief“ wird 
im „Handbuch Wagenbrief“ erläutert 

Notwendigerweise ist seitens der EVU die Wagenverwendung vertraglich abzusichern. 

Der AVV mit seinen Anlagen regelt die Bedingungen der Überlassung von Güterwagen zur Verwen-
dung als Beförderungsmittel durch Eisenbahnverkehrsunternehmen (EVU) im nationalen und interna-
tionalen Eisenbahnverkehr im Anwendungsbereich des gesamten COTIF. Die kommerziellen Bedin-
gungen der Wagenverwendung sind jedoch nicht Gegenstand dieses Vertrages. 

Der Vertrag gilt zwischen Haltern von Wagen und EVU als Wagenverwender. Die Verwendung um-
fasst den Lastlauf und den Leerlauf sowie jene Fälle, in denen sich der Wagen im Gewahrsam eines 
vertraglichen EVU befindet. 

Die Verwendung und der Gewahrsam beginnen mit der Übernahme des Wagens durch das EVU und 
enden mit der Übergabe desselben an den Halter oder an einen sonstigen Berechtigten, etwa ein 
anderes vertragliches EVU, an den vertraglichen Empfänger des beförderten Gutes oder an einen zur 
Entgegennahme des Wagens berechtigten Anschlussbahnunternehmer. 

Der Vertrag geht im internationalen Eisenbahnverkehr den Einheitlichen Rechtsvorschriften CUV 
(Anhang D zum COTIF 1999) und in nationalen Eisenbahnverkehren den gegebenenfalls anwendba-
ren nationalen Vorschriften vor, soweit dies jeweils zulässig ist. 

Der Beitritt zum Vertrag wird am ersten Tag zum nächsten Quartal wirksam, wenn die Beitrittserklä-
rung dem AVV-Büro mindestens einen Monat vorher zugegangen ist. Jede Vertragspartei kann ihre 
Teilnahme an dem Vertrag durch schriftliche Erklärung gegenüber dem AVV-Büro mit einer Frist von 
mindestens sechs Monaten zum Ende eines Kalenderjahres kündigen. 

Das AVV-Büro veröffentlicht ein Verzeichnis der Vertragsparteien und aktualisiert es alle drei Mona-
te zum 1. Jänner, 1. April, 1. Juli und 1. Oktober eines Jahres. Die Vertragsparteien des AVV geben 
sich zur Weiterentwicklung des Vertrages eine Geschäftsordnung und dem AVV-Büro obliegt die 
redaktionelle und koordinierende Aufgabe im Sinne ersterer zu wirken. 
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Die Pflichten und Rechte des Halters werden umfänglich beschrieben und hat dieser für die technische 
Zulassung nach den geltenden Vorschriften sowie für die Instandhaltung seiner Wagen während der 
Einsatzzeit zu sorgen. Der Halter hat den verwendenden EVU den Nachweis zu erbringen, dass die 
Instandhaltung seiner Wagenden geltenden Regelwerken entspricht. Überdies ermächtigt der Halter 
die EVU, alle erforderlichen Kontrollen, an seinen Wagen vorzunehmen. 

Unbeschadet der geltenden Vorschriften tragen die Wagen folgende Anschriften: 
- Angabe des Halters 
- die Anschriften und Zeichen an Güterwagen gemäß Anlage 11 
- gegebenenfalls den Heimatbahnhof oder eine geographische Zone 

Der Halter hat ein Zugriffsrecht auf seine Wagen. Er kann im Rahmen dieses Vertrages durch von ihm 
hierzu befugte Dritte handeln. Außer Sicherheitserfordernissen ist allein der Halter berechtigt, den 
EVU Anweidungen für die Verwendung seiner Wagen zu erteilen. Anweisungen über die Beförderung 
leerer Wagen sind rechtzeitig zu erteilen. Dem Ersuchen eines Halters bestimmten vertraglichen oder 
dritten EVU seine Wagen nicht zu übergeben, ist zu entsprechen. 

Ebenso werden im AVV die Rechte und Pflichten des EVU behandelt, wobei dieses unter der Voraus-
setzung, dass der Halter die ihm obliegenden Pflichten erfüllt, die Wagen im Rahmen ihres kommer-
ziellen Angebots übernimmt. Auch wird die Zurückweisung der Wagen geregelt, wobei das EVU die 
eigenen Wagen nicht zurückweisen darf, wenn diese leer und lauffähig sind. Im Übrigen hat jedes 
EVU die Wagen sorgfältig und pfleglich zu behandeln sowie die vorgeschriebenen Kontrollen 
vorzunehmen. Es hat insbesondere sicherheitsrelevante Kontrollen in denselben Umfang an allen 
Wagen, unabhängig von deren Halter, durchzuführen. 

Die Beförderungsfristen für die beladenen Wagen hängen von der Lieferfrist des zu transportierenden 
Ladeguts ab. Die Beförderungsfristen sind Gegenstand einer Vereinbarung. Fehlt eine solche, gelten 
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die Fristen von Artikel 16 der CIM für Wagenladungen. Das verwendende EVU haftet nicht für Frist-
überschreitungen, wenn diese ihre Ursache hat 

- in einem Verschulden des Halters 
- einen Auftrag des Halters, der nicht infolge eines Verschuldens des verwendenden EVU erteilt 

wurde 
- einen Mangel am Wagen oder an der Ladung 
- Umstände, welche das verwendende EVU nicht vermeiden und deren Folgen es nicht abwen-

den konnte 
- Eine berechtigte Zurückweisung des Wagens oder der Sendung 

Werden diese Fristen überschritten, so kann der Halter von dem dafür verantwortlichen EVU Ersatz 
für den Nutzungsausfall des Wagens verlangen. Wenn nichts anderes vereinbart, ergibt sich die Höhe 
der Nutzungsausfallentschädigung aus der dafür zuständigen Anlage. 

Das EVU führt im Rahmen seines kommerziellen Angebots die Anweisungen des Halters für die Be-
förderung leerer Wagen durch. Diese Beförderung erfolgt mit einem Wagenbrief. Das verwendende 
EVU liefert dem Halter Informationen die für den Betrieb und die Instandhaltung der Wagen erforder-
lich sind. 

Wird die Beschädigung eines Wagens oder der Verlust bzw. die Beschädigung von am Wagen ange-
schriebene losen Wagenbestandteilen von einem EVU entdeckt oder vermutet oder vom Halter be-
hauptet, so hat das EVU die Art der Beschädigung oder des Verlustes und soweit möglich , die Ursa-
che des Schadens sowie den Zeitpunkt seines Entstehens unverzüglich und nach Möglichkeit in Ge-
genwart des Halters in einem Schadensprotokoll festzuhalten. Dem Halter ist unverzüglich eine Kopie 
des Schadensprotokolls zu übermitteln. 

Wenn der Halter die Feststellungen im Schadensprotokoll nicht anerkennt, kann er verlangen, dass 
Art, Ursache und Ausmaß des Schadens von einem durch die Vertragsparteien oder durch ein Gericht 
bestellten Sachverständigen festgestellt werden. Das Verfahren richtet sich nach dem Recht des Staa-
tes, in dem die Feststellung erfolgt. 

Das EVU sorgt für die Herstellung der Lauffähigkeit des Wagens. Wenn deren Kosten den Betrag von 
750 EUR übersteigen, ist vorher, außer bei Bremssohlenwechsel, die Zustimmung des Halters einzu-
holen. Äußert sich der Halter nicht innerhalb von 2 Werktagen (ausgenommen Samstagen) wird die 
Reparatur durchgeführt. Das EVU kann durch Vereinbarung mit dem Halter ermächtigt werden, zu-
sätzliche Arbeiten auszuführen. 

Nach Beendigung der Instandsetzungsarbeiten und sofern der Halter keine besonderen Anweisungen 
erteilt hat, sendet das EVU den Wagen an seinen ursprünglich vorgesehenen Bestimmungsbahnhof. 
Das EVU in dessen Gewahrsam sich ein Wagen befindet, haftet dem Halter für den Schaden, der 
durch Verlust oder Beschädigung des Wagens oder seiner Bestandteile entstanden ist, sofern es nicht 
beweist, dass der Schaden nicht durch sein Verschulden verursacht worden ist 
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6.2 Schadensprotokoll für Güterwagen 

 
Abbildung 8: Schadensprotokoll für Güterwagen
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7 AIM 

7.1 Allgemeines 

Das „Abkommen über die Beziehungen zwischen Beförderern im internationalen Eisenbahngüter-
verkehr“ enthält insbesondere einheitliche Regeln über die Abrechnung und Verteilung von 
Entschädigungen zwischen aufeinander folgenden Beförderern im internationalen 
Eisenbahngüterverkehr. Es dient der einfachen schnellen und kostengünstigen Durchführung dieses 
Verkehrs und damit der Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der Eisenbahn gegenüber anderen 
Verkehrsträgern. Zugleich berücksichtigt das Abkommen die Verpflichtung der EVU zu 
wirtschaftlichen Verhalten und ihr Interesse an der Steigerung ihrer Leistungsfähigkeit. 

Das Abkommen regelt auf der Grundlage der Artikel 49 ff CIM die Beziehungen zwischen den 
Beförderern, insbesondere die Verteilung uneinbringlicher Kosten und bezahlter Entschädigungen.  

Es erfasst weiters alle nach den ER CIM beförderten Sendungen im Verkehr zwischen mehreren 
aufeinander folgenden Beförderern, die an diesem Abkommen teilnehmen. Das Verzeichnis der 
Anwender des Abkommens findet sich auf der Webseite des CIT.. 

Aus dem Inhalt: 

In den Begriffsbestimmungen werden Geltungsumfang sowie einige wichtige Definitionen, wie 
ausführender Beförderer, Streitverkündung, Meinungsverschiedenheiten, Inkrafttreten sowie 
Kündigung aufgeführt. 

Im Kapitel „Uneinbringliche Kosten und sonstige Forderungen“ wird die Art und Weise der Erhebung 
der Kosten sowie die Verteilung uneinbringlicher Beträge (unter Berücksichtigung verschiedener 
Spezialfälle) geregelt. 

Weitere Regelungen finden sich hinsichtlich von Entschädigungen. Solche sind ausschließlich auf 
Grund von Haftungstatbeständen nach der ER CIM zu zahlen. . Hauptaspekte sind die Bestimmungen 
über die Behandlung von Entschädigungsanträgen sowie die Verteilung derselben. 

Der Abschnitt „Erstattung der Kosten“ enthält Anweisungen zur Behandlung von Reklamationen. 

Weitere Aspekte, die in den AIM betrachtet werden: 

Kostentragung bei Umladen 
Verschleppungen 
Veräußerungen, Vernichtung oder Beschlagnahme 

Güter sind als verschleppt anzusehen, wenn sie einen anderen Leitungsweg durchlaufen haben oder 
durch Beförderer, die nicht im Frachtbrief eingetragen sind, angenommen wurden. Als Anlagen hält 
das AIM entsprechende Musterformulare bereit. 



 43 

7.2 Tatbestandsaufnahme 

Als ein überaus wichtiges Dokument welches beim Eintritt von Schadensfällen seitens des Beförderers 
auszustellen ist, muss die Tatbestandsaufnahme angesehen werden. Diese bildet die Grundlage für 
jegliche Entschädigungsansprüche des Berechtigten, womit deren Erstellung größte Aufmerksamkeit 
zu widmen ist. Für den die Tatbestandsaufnahme erstellenden Beförderer ergibt sich demnach die Ver-
pflichtung so exakt wie möglich folgende Umstände zu beschreiben:: Verladeweise und Standort des 
Gutes sowie der das Gut umgebende Stücke, seine natürliche Beschaffenheit, gegebenenfalls Rinnen, 
Ausschwitzen, Klirren usw.  

Art und etwaige Mängel der Verpackung, die Mängel des Wagens (Boden, Wände, Dach, Türen, 
Luftklappen), der Wagendecken usw. die Witterungsverhältnisse am Tag des Schadenseintrittes, 
insbesondere bei Gütern die den Witterungseinflüssen unterliegen, Angaben ob die festgestellten 
Wagenschäden offensichtlich und alt sind. Der Tatbestandsaufnahme sind gegebenenfalls Skizzen 
oder Fotos beizulegen. Bei Ladungen in gedeckten Wagen sowie UTI sind alle Verschlüsse genau zu 
prüfen Die abgenommenen Verschlüsse sind zunächst der Tatbestandsaufnahme beizufügen, die bei 
dem feststellenden Bahnhof verbleibt. Ebenso ist dort die Person zu vermerken, welche die Ver-
schlüsse entfernt hat. 

 

Verlangt der Berechtigte spätestens innerhalb von sieben Tagen nach Annahme des Gutes die 

Feststellung einer Beschädigung oder eines teilweisen Verlustes, so ist dem Verlangen zu entsprechen. 

In dieser Tatbestandsaufnahme ist festzuhalten:  

 

- wann die Aufnahme des Tatbestandes verlangt wurde, 

- zu welchem Zeitpunkt der Empfänger das Gut bezogen hat und wann der Schaden entdeckt 

wurde, 

- ob der Wagen/ die UTI bei Ankunft des Bediensteten des Beförderers bereits geöffnet oder das 

Gut schon ausgeladen oder ausgepackt war, 

- ob er Schaden äußerlich ersichtlich oder erst nach Öffnen des Wagens/der UTI oder Auspacken 

des Gutes bemerkbar war, 

- wo sich das Gut zum Zeitpunkt der Aufnahme des Tatbestandes befand,  

- in welchem Zustand sich das Gut gegenwärtig befindet 

- zu welchem Zeitpunkt der Schaden eingetreten und wie umfangreich dieser ist
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Vernässung 

Hier ist im Wesentlichen anzugeben, ob das Gut lediglich äußerlich angenässt oder ganz durchtränkt 
ist. Weiters ob diese nur im Innern der Ladung oder des Gutstückes besteht, ob die Nässespuren noch 
frisch oder bereits eingetrocknet sind; das Vorhandensein von Schimmel und bei Getreide von 
Auskeimungen; etwaiger Geruch der Vernässung, Nässespuren im Wagen, Zustand des Wagens 
(Dach, Wände, Fußboden, Türen, Luftklappen) und der Decken. Weiters ist anzugeben, ob etwaige 
Mängel offensichtlich sowie alt sind und beim Verladen schon bestanden haben müssen; ob der 
Wagen eine Anschrift aufweist, wonach er zur Beförderung gewisser Güter ungeeignet ist; bei mit 
Decken vorgesehenen Sendungen, ob die Decken richtig aufgelegt sind; ob die Ladung oben 
Einsenkungen aufweist, die das Ansammeln von Wasser begünstigt haben. 

Fehlmasse 

Hier ist insbesondere anzugeben. Ob die Ladung anscheinend unversehrt ist ; ob Einbuchtungen, 
Senkungen und dergleichen in der Ladung bemerkbar sind; der Zustand der Wagentüren; ob Löcher 
im Wagenboden sind; ob die Wagen über die Seitenwand hinaus sind, so dass etwas während der Fahrt 
herunterfallen konnte; bei gedeckten Wagen, ob sie räumlich ausgenutzt sind: bei Behältnissen, 
Säcken, Kisten usw. ob sie äußerlich unbeschädigt sind und ob sie einen der Minderung der Masse 
entsprechenden Hohlraum aufweisen; die angeschriebene und die festgestellte Eigenmasse des 
Wagens sind zu vermerken. 

Schäden am Wagen 

Für Schäden an den Gütern und am Wagen (falls dieser Gegenstand des Beförderungsvertrages ist) 
wird lediglich eine Tatbestandsaufnahme des untenstehenden Musters verwendet. Für Schäden an 
Wagen als Beförderungsmittel kann soweit keine Vereinbarung (AVV) vorliegt, ebenfalls eine 
Tatbestandsaufnahme dieses Musters verwendet werden. Soweit die Beförderung jedoch dem AVV 
unterliegt, findet das dort vorgesehene Schadensprotokoll (Abbildung 9) Verwendung. .Grundsätzlich 
sollen in Tatbestandsaufnehmen nur reale Feststellungen und keine Vermutungen oder 
Schuldzuweisungen getroffen werden. 

Für das Abkommen „Reklamationsbehandlung“ gibt es eigene Tatbestandsaufnahmen die den 
speziellen Anforderungen der von einem solchen betroffenen Gütern angepasst sind.  
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Abbildung 9: Tatbestandsaufnahme 

Falls der Berechtigte (Kunde) mit den Ausführungen in der Tatbestandsaufnahme nicht einverstanden 
sein sollte, kann er die Unterschrift verweigern und verlangen, dass der Zustand und die Masse des 
Gutes sowie die Ursache und der Betrag des Schadens durch einen Sachverständigen festgestellt wird. 
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15 Handbuch CIM/SMGS-Verkehr 

Dieses Handbuch (GLV CIM/SMGS) enthält das Muster des zu verwendenden Frachtbriefs und seine 
Anwendungsbestimmungen. Es stellt eine Alternative zum klassischen Beförderungssystem mit dem 
Umschreiben des SMGS-Frachtbriefs auf den CIM-Frachtbrief und umgekehrt am Neuaufgabeort dar.  

Das Handbuch findet Anwendung für Sendungen: 

die den Einheitlichen Rechtsvorschriften CIM, einerseits, und dem SMGS, andererseits, unterstellt 
sind, und 

- die mit einem Frachtbrief CIM/SMGS zur Beförderung aufgegeben werden, und 

- die durch die in der Anlage 1 dieses Handbuches aufgeführten CIM-Beförderer und SMGS-
Bahnen befördert werden, und 

- die am Neuaufgabeort unter der Obhut eines der CIM-Beförderer oder einer SMGS-Bahn 
verbleiben. 

Im CIM-Bereich sind die Bestimmungen dieses Handbuchs anwendbar, wenn sie zwischen dem 
Kunden und dem Beförderer und den Beförderern sowie zwischen den Beförderern untereinander 
vereinbart wurden. Die Verwendung eines Frachtbriefs CIM/SMGS gilt auch als Vereinbarung. Im 
SMGS-Bereich gelten die Bestimmungen dieses Handbuches nur für die Verkehrsverbindungen, die 
von den SMGS-Teilnehmern bestimmt werden, die dieses Handbuch anwenden. 

Der Frachtbrief CIM/SMGS stützt sich auf Artikel 6 § 8 CIM und Artikel 6 § 11 sowie 7 § 15 SMGS 
und gilt auch für die Verwendung als Zolldokument. Die Erläuterungen zum Inhalt des Frachtbriefs 
finden sich in Anlage 2 dieses Handbuchs. Die Bezeichnung der Felder sind im Frachtbrief in zwei 
oder drei Sprachen zu drucken wobei eine dieser Russisch und eine weitere dieser Sprachen Deutsch, 
Englisch oder Französisch sein muss. Bei Sendungen von oder nach der Volksrepublik China ist die 
Bezeichnung der Felder zusätzlich in chinesischer Sprache zu drucken.  Die Anlage 3 des Handbuches 
enthält das Verzeichnis der Neuaufgabe. 

Hinsichtlich der Vertragsparteien sowie Zahlung der Kosten gelten spezielle Bestimmungen. Letzter 
zielen dahin, dass die Kosten im Zusammenhang mit dem CIM-Beförderungsvertrag vom Absender 
bezahlt werden. Die Kosten der SMGS-Empfangs- oder Versandbahn werden vom Empfänger oder 
Absender gemäß den auf dieser Bahn geltenden Binnenvorschriften bezahlt. Die Kosten der übrigen 
SMGS-Bahnen werden vom Empfänger/Absender durch die Einzahler bezahlt, die mit diesen 
Eisenbahnen Verträge über die Frachtzahlung abgeschlossen haben und die der Absender im 
Frachtbrief angegeben hat.  

Hinsichtlich der Haftung gilt die Regelung, dass die Haftungsbestimmungen der Einheitlichen 
Rechtsvorschriften CIM und des SMGS durch die Verwendung des Frachtbriefes CIM/SMGS 
unberührt bleiben. Durch die gesonderte Anwendung von CIM oder SMGS gibt es keine durchgehende 
Haftung  
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Für die Aufnahme des Tatbestandes im CIM/SMGS-Verkehr gelten die Bestimmungen der CIM 
Artikel 42 oder Artikel 18 SMGS. Erläuterungen zur Ausfertigung der Tatbestandsaufnahme sind in 
den Anlagen 8 und 8.1 des Handbuchs CIM/SMGS erwähnt. Ein Muster der Tatbestandsaufnahme 
findet sich am Ende dieser Ausführungen. 

Die Einreichung sowie die Behandlung der Entschädigungsanträge für Schäden die durch gänzlichen 
oder teilweisen Verlust oder durch Beschädigung des Gutes bei Sendungen die von einem Frachtbrief 
CIM/SMGS begleitet werden , entstehen, erfolgt nach den Bestimmungen der Artikel 43 bis 45 CIM 
und den Bestimmungen des Artikel 29 SMGS sowie nach weiteren ergänzenden Bestimmungen. Ein 
Verzeichnis der Anschriften der Dienststellen der CIM-Beförderer oder der SMGS-Bahnen, bei 
welchen die Einbringung von Entschädigungsanträgen zu erfolgen hat findet sich in Anlage 9.  

Im Handbuch GLV CIM/SMGS wird auf die geltenden Bestimmungen hingewiesen, die für eine 
Durchführung des Verkehrs erforderlich sind. So wird auf ein Verzeichnis der Anschriften von 
Diensten verwiesen, an welche Bewilligungs- und Vereinbarungsanträge für Beförderungen zu richten 
sind, die in der Anlage 4 des Handbuches Erwähnung finden. So bedarf etwa die Zulassung 
bestimmter Güter nach der Sozialistischen Republik Vietnam, der Demokratischen Volksrepublik 
Korea und der Volksrepublik China einer hierfür notwendigen Vereinbarung. Das Verfahren für die 
Erlangung einer entsprechenden Vereinbarung nimmt geraume Zeit in Anspruch und muss spätestens 
bis zu einem einen Monat vor Beginn der CIM-Beförderung beim versendenden 
Eisenbahnverkehrsunternehmen eingereicht werden. Hinsichtlich gefährlicher Güter sind diese nur 
dann zur Beförderung zugelassen, wenn sie die Bestimmungen des RID und die Bedingungen im 
Anhang 2 des SMGS erfüllen. Im Weiteren sind wichtige Verpackungsvorschriften enthalten und es 
wird auch die Zahlung der Kosten geregelt. 

Ein Muster des CIM/SMGS-Frachtbriefs findet sich in diesem Ausführungen und besteht aus 6 
nummerierten Blättern im Format A 4. (1) Frachtbrieforiginal, (2) Frachtkarte, (3) Frachtbriefdoppel, 
(4) Ablieferschein, (5) Empfangsschein/Zoll. (6) Versandschein. 

Im Übrigen sei hier gesagt, dass es eine durchgehende Haftung für Güterversendungen aus bzw. nach 
Österreich, mit dem seit 1. Mai 1970 geltenden „Internationalen Eisenbahntarif Österreich – 
Nachfolgestaaten der UdSSR (SAT)“ gibt. Dessen Anwendung würde sich nach oder von den GUS-
Staaten – auch wegen der höheren vorgesehenen Entschädigung (€ 60,00 per Kilogramm 
Bruttomasse) sowie einer gegebenen Haftung für Lieferfristüberschreitung – empfehlen. 
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Abbildung 10: Frachtbrief CIM/SMGS 
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Abbildung 11: Tatbestandsaufnahme CIM/SMGS Beförderung (Vorderseite) 
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Abbildung 12: Tatbestandsaufnahme CIM/SMGS Beförderung (Rückseite)
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16 Schlussfolgerungen: 

Aus den bisherigen Ausführungen lässt sich die Feststellung ableiten, dass die mit dem Protokoll von 
Vilnius verbundenen Vorstellungen von einem neuen wesentlich vereinfachten, für alle Bereiche 
anwendbaren Eisenbahnbeförderungsrecht, keineswegs verwirklicht wurden. So hat sich etwa die 
Bereitschaft der Eisenbahnverkehrsunternehmungen Schritte in Richtung von nunmehr erlaubten 
Abweichungen von der CIM zu setzen, keineswegs erhöht. Weiters wird nach wie vor an der 
Anwendung der Haftungsbestimmungen der ER CIM und deren Höchstausmaß strikt festgehalten 

Auch jene Fortschritte, die eine Verbesserung der Wettbewerbssituation gegenüber dem Straßengüter-
verkehr zum Ziel hatten, wie etwa die Ausdehnung der Haftung von Rampe zu Rampe, die mit der 
vorgesehenen Änderung des Ersatzes von Abgangs- und Bestimmungsbahnhof in Artikel 7 § 1 lit. e) 
und f) beabsichtigt war, scheinen in keiner Weise verwirklicht. Daneben ist auch ein Ausufern der 
Bestimmungen des COTIF zu vermerken, da etliche Anhänge nur eine bedingte Rechtswirksamkeit 
erlangt haben und von der Mehrheit der EU-Staaten sowie von Norwegen durch Vorbehalte außer 
Kraft gesetzt wurden. So ist letztlich die Frage gravierend, ob der Vorrang völkerrechtlicher 
Bestimmungen gegenüber dem Europarecht aufrecht zu halten ist und wie letztlich die Einheitlichkeit 
des Eisenbahnbeförderungsrechts gewahrt werden kann. Hier wird sich zeigen, wie rasch die gesetzten 
Vorbehalte eine lückenlose Rücknahme erfahren. 

Als ein erfreulicher Aspekt ist allerdings zu vermerken, dass die Russische Föderation mit Wirkung 
vom 1.2.2010 der „Zwischenstaatliche Organisation für den internationalen Eisenbahnverkehr (O-
TIF)“ beigetreten ist, womit das COTIF 1999, wenn auch nur für geringfügige Teile des Streckennet-
zes der RZD Anwendung findet. Ebenso sind der Beitritte von Montenegro, Armenien und Georgien 
zur OTIF von Wichtigkeit, womit sich die Anzahl der Mitgliedstaaten auf 48 erhöht hat. 

Letztlich ist im Hinblick auf die mit der Wahrnahme der Eisenbahnagenden befassten internationalen 
Organisationen ein erhebliches Auseinanderdriften zu verzeichnen, Früher haben sich lediglich OTIF 
und CIT mit den gravierenden rechtlichen Fragen beschäftigt, womit eine weitgehende Einheit 
gewahrt war. Heute ist eine Aufsplitterung auf die EU-Gesetzgebung, die RNE für die Belange der 
Infrastruktur und die für den Allgemeinen Wagenverwendungsvertrag in Brüssel ansässige 
Organisation zu verzeichnen, ebenso sind die technischen Anhänge der UIC überantwortet, eine 
Entwicklung die der Schienenbeförderung auf Dauer keinesfalls zuträglich sein dürfte. Auch die 
Tatsache, dass der internationale Eisenbahnverkehr zu seiner Regelung noch immer zweier 
Rechtsbestände bedarf, zwischen denen es kein durchgehendes Haftungsregime gibt, dürfte eine 
zukunftsbezogene befriedigende Lösung erstrebenswert erscheinen lassen. 

Es scheint deshalb eine dringliche Notwendigkeit zu sein, sich ernsthaft mit einer Vereinfachung der 
Strukturen des Eisenbahnbeförderungsrechts zu befassen. Die Umsetzung derartiger Überlegungen 
sollte zu einem überschaubaren einheitlichen Rechtsgefüge führen, dass für Jedermann ohne Schwie-
rigkeiten verständlich und anwendbar ist. Nur so wird dem Schienenverkehr der Weg in eine neue Zu-
kunft eröffnet. Deshalb kann hier nur in den Wunsch des CIT eingestimmt werden; „Weniger ist oft 
mehr!“ 
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17 Abkürzungsverzeichnis 

ABB Allgemeine Beförderungsbedingungen 
AGB  Allgemeine Geschäftsbedingungen 
AIM Abkommen über die Beziehungen zwischen den Beförderern im internationalen Eisen- 

bahn-Güterverkehr 
AVV  Allgemeiner Wagenverwendungsvertrag 
APTU „Einheitliche Rechtsvorschriften für die Verbindlichkeitserklärung technischer Nor- 

men und für die Annahme einheitlicher technischer Vorschriften für Eisenbahnmateri-
al, das zur Verwendung im internationalen Verkehr bestimmt ist“ 

ATMF „Einheitliche Rechtsvorschriften für die technische Zulassung von Eisenbahnmaterial, 
das im internationalen Verkehr verwendet wird“ 

CER  Gemeinschaft der Europäischen Bahnen und Infrastrukturgesellschaften 
CIM „Einheitliche Rechtsvorschriften für den Vertrag über die internationale Eisenbahnbe- 

förderung von Gütern“ 
CIT  Internationales Eisenbahntransportkomitee 
CIV „Einheitliche Rechtsvorschriften für den Vertrag über die internationale Eisenbahnbe- 

förderung von Personen und Gepäck“ 
CMR  Übereinkommen über den Beförderungsvertrag im internationalen   
  Straßengüterverkehr 
COTIF  Übereinkommen über den internationalen Eisenbahnverkehr 
CUI „Einheitliche Rechtsvorschriften für den Vertrag über die Nutzung der Infrastruktur im 

internationalen Eisenbahnverkehr“ 
CUV „Einheitliche Rechtsvorschriften für Verträge über die Verwendung von Wagen im 

internationalen Eisenbahnverkehr“ 
DCU  Einheitliche Zusatzbestimmungen (beziehen sich auf die ER CIM 1980) 
EBG  Eisenbahnbeförderungsgesetz 
ER  Einheitliche Rechtsvorschriften 
ERFA  European Rail Freight Association 
EVU  Eisenbahnverkehrsunternehmen 
GLV-CIM  Handbuch CIM-Frachtbrief 
GLV-TC Handbuch CIM-Frachtbrief Kombinierter Verkehr 
GLW-CUV  Handbuch CUV-Wagenbrief 
GLV-/GR-  Handbuch CIM/SMGS- Frachtbrief 
CIM/SMGS  Handbuch für die Neuaufgabe n CIM/SMGS 
GTM-CIT  Handbuch Güterverkehr des CIT 
ICF  Intercontainer/Interfrigo 
OTIF  Zwischenstaatliche Organisation für den internationalen Eisenbahnverkehr 
RICo  Ordnung für die internationale Eisenbahnbeförderung von Containern 
RID  Ordnung für die internationale Eisenbahnbeförderung gefährlicher Güter 
RIEx  Ordnung für die internationale Eisenbahnbeförderung von Expressgut 
RIP  Ordnung für die internationale Eisenbahnbeförderung von Privatwagen 
RNE  RailNetEurope, Zusammenschluss der Infrastrukturbetreiber/-manager 
UIC  Internationaler Eisenbahnverband 
UIIP  Internationale Privatgüterwagen-Union 
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Anlagen: 

Anlage 1: Allgemeine Beförderungsbedingungen  
(ABB CIM) Anlage 1 vom 01.07.2006 

Anlage 2: Geltung der Vorbehalte (Artikel 42 § 1 COTIF) 
Stand 01.09.2016 
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